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WashatunsdieEUgebracht?
Der Europatag am 9.
Mai gibt Österreich die
Chance, Bilanz über
eineinhalb Jahrzehnte
EU-Mitgliedschaft

zu ziehen.

Die Krise um die Staats-
finanzen Griechen-
lands hat die Debatte

neu entfacht: Was haben die
27 Mitgliedsstaaten von der
Europäischen Union? Sind
mit der EU-Mitgliedschaft
nur Verpflichtungen ver-
bunden – oder auch Vortei-
le?
Der Europatag am kom-
menden Wochenende, dem
9. Mai, gibt gerade Öster-
reich besondere Gelegen-
heit, eine Zwischenbilanz zu
ziehen: Seit 15 Jahren ist Ös-
terreich Mitglied der Euro-
päischen Union. Sind wir
nur Nettozahler – oder auch
Profiteur der EU-Gemein-
schaft?
Geht es nach den Wirt-
schaftsexperten, dann hat
Österreich in den vergange-
nen 15 Jahren große Vorteile
aus dem EU-Beitritt gezo-
gen:
15 Jahre EU-Mitglied-
schaft brachten Österreich
einen realen Wachstumsim-
puls von jährlich 0,6 Pro-
zentpunkten des BIP pro
Kopf. Dies ermöglichte die
Schaffung von 14.000 neuen
Arbeitsplätzen pro Jahr.

Kritik Den wirtschaftlichen
Vorteilen steht ein kritisches
Verhältnis der Österreicher
zur Europäischen Union ge-
genüber: Bei der Volksab-
stimmung am 12. Juni 1994
stimmten zwar noch 66,6
Prozent der österreichi-
schen Wählerinnen und
Wähler für den EU-Beitritt.
Doch laut jüngster Euroba-
rometer-Umfrage beträgt
die Zustimmung zur EU nur
42 Prozent – im EU-Durch-
schnitt sind es 53 Prozent.

15 Jahre Beitritt Österreichs

Allerdings: Geht es um die
Frage Mitgliedschaft oder
Austritt aus der EU, dann ge-
ben die Daten ein anderes
Bild: Laut einer Umfrage der
Österreichischen Gesell-
schaft für Europapolitik
(ÖGfE) sieht die großeMehr-
heit der Österreicher die Zu-
gehörigkeit zur EU gerade in
Zeiten der Finanz- undWirt-
schaftskrise positiv. Für 73
Prozent ist die Zugehörigkeit
zur EU selbstverständlich:
„Durch die Wirtschaftskrise
ist der Wunsch, in der EU zu
bleiben, noch gestiegen“,
analysiert ÖGfE-Generalse-
kretär Paul Schmidt.
WasdieUmfragewerte be-

trifft, konnte Österreich
auch den letzten Platz im
EU-Ranking abgeben: Mitt-
lerweile liegt Österreich, was
die Beliebtheit der EU im ei-

genen Land betrifft, schon
vor Tschechen, Letten, Un-
garn und Briten an fünftletz-
ter Stelle.
Der Stimmung in der Be-

völkerung steht die Bewer-
tung durch die österreichi-
schen Politik gegenüber.
„Ein historisches Datum,
das auf eine Stufe mit der
Staatsgründung 1918 und
dem Staatsvertrag 1955
steht“: So hatte der damalige
Bundeskanzler Franz Vra-
nitzky den Beitritt Öster-
reichs zur Europäischen
Union am 1. Jänner 1995 eu-
phorisch beschrieben.

Entwicklung Seit diesem „his-
torischen Datum“ hat sich
für Österreich tatsächlich
viel getan: Neben dem Weg-
fall der Zollkontrollen, dem
Zugang zu den Märkten der

EU-Mitgliedstaaten und der
Öffnung der Grenzen mit
dem 1997 umgesetzten
Schengen-Abkommen stell-
te die Einführung der neuen
Gemeinschaftswährung Eu-
ro für die Österreicher die
einschneidendste Verände-
rung ihres Alltags dar.
Mit derOsterweiterung im

Mai 2004 vergrößerte sich
außerdem die Europäische
Union von 15 auf 25, im Jahr
2007 auf 27Mitglieder.
Inden15 JahrenhatÖster-

reich zwei Mal turnusmäßig
für jeweils ein halbes Jahr
den Ratsvorsitz der Europäi-
schen Union geführt: 1998
und 2006.
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� Zukunft Europa

„Europa an deiner Schule 2010“

Das Motto der Aktion
„Europa an deiner
Schule“ lautet heuer

„Europa ein Gesicht ge-
ben“. Rund um den Euro-
patag am 9. Mai kehren
ehemalige und aktive Mi-
tarbeiterinnen und Mitar-
beiter bei den EU-Institu-
tionen, der Österreichi-
schen Vertretung in Brüssel
und der Interessensvertre-
tungen an ihre Schulen zu-
rück und berichten dort
über ihre Erfahrungen auf
EU-Ebene.
Die Besuche finden rund
um den Europatag am 9.
Mai, zwischen 3. und 10.
Mai, statt.
Bereits im Vorjahr wurde

die Aktion „Europa an dei-
ner Schule“ mit großem Er-
folg durchgeführt: Fast 90
Referentinnen und Refe-
renten berichteten an 100
österreichischen Schulen
über ihre Erfahrungen auf
demEU-Parkett.
„Europaandeiner Schule“
wird vom Bundeskanzler-
amt/Bundespressedienst
gemeinsam mit der Ständi-
gen Vertretung Österreichs
bei der EU und dem Unter-
richtsministerium durchge-
führt. Ähnliche Aktionstage
fanden in den vergangenen
Jahren erfolgreich in einigen
EU-Staaten statt, etwa in
Deutschland, Portugal und
denNiederlanden.

INFO
Alle Veranstaltungen
rund um den Europatag 2010:
www.zukunfteuropa.at

15 Jahre Österreich in der EU –
zehn Themenfelder, die konkrete
Vorteile für die österreichische
Bevölkerung beleuchten:
Bestellmöglichkeit beim Bundeskanz-
leramt unter der eMail-Adresse:
broschuerenversand@bka.gv.at

Europatelefon
Anfragen zu den verschiedensten
Bereichen der EU.
Die gebührenfreie Nummer des Eu-
ropatelefons lautet:
� 0800 222 666
Montag bis Freitag 8 bis 18 Uhr.
eMail: europa@bka.gv.at

� Aktion Europaschirm

„Wir bringen Europa in die Gemeinden“

Seit Juni 2008 führt dieWirtschaftskammer Ös-
terreich gemeinsammit

Partnern wie der Österrei-
chischen Gesellschaft für
Europapolitik (ÖGfE) und
dem Bundeskanzleramt die
Informationskampagne
„Aktion Europaschirm“

durch.

Markenzeichen der „Akti-
on Europaschirm“ ist für alle
erkennbar der blaue Euro-
pa-Schirm. Ziel der Aktion
ist es, direkten Kontakt mit
BürgerinnenundBürgern zu
knüpfen, über die EU zu dis-
kutieren und zu versuchen,
Skepsis und Ängste über die
EU abzubauen.
Weiters bietet das Enter-
prise Europe Network in Ös-
terreich einen einheitlichen
Ansprechpartner insbeson-
dere für kleine und mittlere
Unternehmen in allen un-
ternehmensrelevanten EU-
Angelegenheiten.
Das Leistungsangebot

umfasst EU-Rechtsauskünf-
te, Unterstützung bei Bin-

nenmarkt-Problemen, In-
formation zu EU-Förder-
möglichkeiten, Unterstüt-
zung beim internationalen
Technologietransfer etc.

INFO
Aktueller Veranstaltungskalender
der Wirtschaftskammer
Österreich zu aktuellen
EU-Themen und Infos zur
„Aktion Europaschirm“ im Inter-
net unter:
http://wko.at/eu

Nähere Informationen zum
„Enterprise Europe Network“
sowie den Netzwerkpartner
in Ihrer Nähe finden Sie unter:
www.enterpriseeuropenetwork.at

Europatag: EU feiert 60. Geburtstag
Zeitgeschichte Die Europäi-
sche Union feiert jährlich am 9.
Mai den Europatag. Sie gedenkt
damit der Geburtsstunde der
EU.

Gründervater Mit dem Euro-
patag wird das Andenken an den
Politiker geehrt, der vor 60 Jah-
ren den entscheidenden Schritt

zur europäischen Integration
setzte: Der damalige französi-
sche Außenminister Robert
Schuman präsentierte am 9. Mai
1950 seine Vision eines Zusam-
menwachsens Europas. Aus-
gangspunkt war die Gründung
der Europäische Behörde für
Kohle und Stahl, der späteren
Montanunion.
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KURIER
SAMSTAG, 1. MAI 2010

Die Zukunft Europas: Die Jugend sieht Österreichs Verhältnis zur Europäischen Union positiv – zahlreiche Aktionen zum Europatag 2010 sollen diesen Trend unterstützen
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Paul Schmidt 

15 Jahre EU-Mitgliedschaft bsterreichs 
Eine Bilanz 

Seit nunmehr 15 Jahren ist 6sterreich Mitglied der Europiii
schen Union. Am 12. Juni 1994 batten sicb 66,6 % der 6ster
reicherlnnen in einer Volksabstimmung fi.ir den Beitlitt 
entschieden, am 1. Jiinner 1995 wurde unser Land gemein
sam mit Finnland und Schweden in die EU aufgenommen. 
Wie beurteilen nun die 6sterreicherinnen die EU-Mitglied

schaft im Ri.ickblick? 

Um dieser Frage auf den Gnmd zu gehen, hat die 6sterrei
chische Gesellschaft fiir Europapolitik (OGfE) im Miirz 2010 
eine Umfrage bei der Sozialwissenschaftlichen Studienge
sellschaft (SWS) in Auftrag gegeben, wobei 752 Personen in 
ganz 6sterreich befragt wurden. 

Hohe Zustimmung zur EU-Mitg]iedschaft vor dem 
Hintergrund der Finanz- und \>Vil·tschaftskrise 

Die aktuelle Umfrage zeigt eine hohe Zustimmung zur EU
Mitgliedschaft vor dem Hintergrund der Finanz- und Wirt
schaftskrise. 73 % der befragten 6sterreicherinnen sind der 
Meinung, dass unser Land EU-Mitglied bleiben soli. 
21 % sprechen sich fi.ir einen Austritt a us der EU a us. 
65 % der Befragten halten die Beitrittsentscheidung aus 
heutiger Sicht fur richtig, 30 % halten sie fur falsch. Ein 
Blick auf die Umfragewerte der vergangenen 15 Jahre hisst 
erkennen, dass der Trend von EU-Befutwortung und EU
Skepsis- trotz mancher punktueller Abweichungen- im 
Grof3en und Ganzen erstaunlich konstant ist und den Wer
ten der aktuellen Umfrage in hohem .Ma/3e entspricht. 

Besonders Junge bis 25 Jahre (,bleiben": 82 %) sowie Be
fragte mit Matura oder Universihitsabscbluss (79 % bzw. 
90 %) sind EU-Fans. Kritisch "Nird die Mitgliedschaft hinge
gen von Personen ab 66 Jahre (fur EU-Austlitt: 27 %), von 
Befragten mit Berufs-, Handels- und Pflichtschulabschluss 
(fi.lr EC-Austritt: 34 %) sowie sozial Schwachcn betrachtet. 

58% der Osterreicberlnnen sind der Meinung, class die EU
Mitgliedschaft mehr Vorteile fur unser Land mit sich ge
bracht hat. Fiir knapp ein Viertel (24 %) i.iberwiegen 
hingegen die Nachteile. 47% der Befragten meinen, class die 
EU-Mitgliedschaft fi.lr sie persi.inlich mehr Vorteile gebracht 
hat. Insgesamt 21 % haben mehr persi.inliche Nachteile 
durch die EU-Mitgliedschaft erfahren. 

l'uul SclnPirlt 

f,l'if<'•· dl"'1' r"l."tcl'rr'id~tschen c;csells.:hiU"!.fiir 1-:uruprlpnlil;k 

Befi.irchtungen, dass die i.isterreichische Identitat durch die 
EU-Mitgliedschaft verloren geben wi.irde, haben sich hur fur 
12 % der Befragten vi.illig bestatigt. Fast die Hii.lfte meint 
hingegen, dass sich derartige A.ngste als grundlos erwiesen 
batten. 

Wit1:schaftswachstum und Frieden 

Die Fi.irderung des Wirtschaftswachstums und die Friedens
sicherung in Europa sindjene Bereiche, die von den 6ster
reicherlnnen der EU gutgeschrieben werden. Ein gemisch
tes Zeugnis stellen die Befragten der EU hingegen fiir die 
Verbesserung des Konsumentenschutzes, die Bekampfung 
der Kriminalitat sowie die Stabilitat der Freise aus. Negativ 
beurteilt wird der Beitrag der EU zur Reduzierung des Tran
sits sowie zur Hebung der AKW-Sicherheit bei unseren 
Nachbarn. 

Vertraucn in den Euro seit 2004 gewachscn 

Insgesamt 70 % der Befragten haben gro/3es Vertrauen in 
den Euro . Im .Jahr 2004lag der entsprechende Wert bei 
so %. Geringes Vertrauen haben 29 % der 6sterreicherln
nen (2004: 48 %). 

E U-Enveitcrung 

Die 6sterreicherlnnen bewerten den EU-Beitritt unserer 
Nachbarn Slowenien, Ungarn, Tschechien und der Slowakei 
ri.ickblickend mehrheitlich positiv. 56 % empfinden die Auf
nab me unserer Nachbarn als ,gute Entscheidung", 19% sind 
gegenteiliger Ansicht. 

Neuen Erweiterungsschritten in Si.idosteuropa v.ird dagegen 
eher mit Skepsis begegnet. Einzig ein kroatischer EU-Bei
tritt ;vi.irde mehrheit;lich begriiBt werden (,begri.i/3en": 52 %/ 
,ablehnen": 21 %). Eine EU-Mitgliedschaft der anderen Lan
der des fri.iheren Jugoslawien sowie von Albanien wird hin
gegen zum gegenwartigen Zeitpunkt abgelehnt. 

Schengen: Ein positiver Schritt, 
aber die Angste i.iherwiegen 

62 % der Befragten sehen den Abbau der Grenzen in Folge 
des Schengener Abkommens als Schritt in Richtung eines 
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lfi Jahre EU-lVlilgliedschaft ()slerreichs- Eine Bilanz. 
bstcrreichischer 

Stiidtebund 

Zeitreihe 1a: Sollte Osterreich, lhrer Meinung nach, Mitglied der Europaischen Union 
bleiben oder wieder austreten? 

76 82 80 
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5 50 
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+ 36 SWS Telefonumfragen 1995-2010. N -1000. 
Umfrage Marz 2010: N = 752. 

Je 1 Wert 2008 und 2009: IFES, N = 1000. 
(38 Umfragen lm Ze itraum Juni 1995 • Marz 2010) 

6stcrrcichische Gesc:llschuft 
rtir Europapoliti~ 

www.oegfe.at 
europa@oegfe.at 

zusammenwachsenden Europas. Und auch die Vorteile, dass 
die Wartezeiten an den Grenzen entfallen, werden von einer 
i.ibcrwiegenden Mehrhe:it wahrgenommen (83 %). 

Allerdings herrschen bei einer gro/3en Mehrheit der Befrag
ten Sorgen bezi.igl ich zunehmender .Kriminalitat und Ver
kehrsbelastung. 75 % fi.irchten, dass die .Kriminalitat durch 
die offenen Grenzen ansteigt, 67% meinen, dass die Ver
kehrsbelastung zunimmt. 

()ffmmg dc1· A1·beilsmiirklc 201 J -

Zuzug von AI·beitskdiftcn ct·warlet 

76 % der Befragten rechnen clamit, dass die Offnung der 
Arheitsmii.rkte fur Arbeitnehmer a us jenen Uinclern, die im 
Jahr 2004 der EU beigetreten sind, Auswirkungen auf 
bsterreich haben wird. 62 % erwa1ten einen verstarkten 
Zuzug von Arbeitnehmern. 64% fiirchten, dass einzelne 
Branchen in bsterreich gefahrdet sein konnten . 

Mehrheitlich (53 %) wird allerdings auch angenommen, 
class durch die Offnung des Arbeitsmarkts die Nachfrage 

nach qualitlzierten Fachkrii.ften in manchen Branchen be
friedigt werden konnte. Nur eine Minderheit (24 %) rechnet 
jedoch dam it, dass hierdurch auch das Problem der illegalen 
Beschii.ftigung gelost wird. 

Bilanz 

Die Bilanz nach 15 Jahren EU-Mitgliedschaft fullt somit 
ambivalent a us: Zwar ist die Zugehorigkeit zur EU unbe
stritten und viele bsterreicherlnnen verbinden damit auch 
personliche Vorteile. Doch herrschen ebenso Sorgen bezi.ig
lich .Kriminalitii.t, Verkehrsbelastung und der Sicherheit von 
Arbeitsplatzen. 

Die Politik und die Interessenve1tretungen sind weiterhin 
gefordert, in cinen offenen'Dialog mit den Mensch en zu 
treten und auch manche Themen starker offentlich zu kom
munizieren. 

Der Wunsch nach Information ware injedem Fall vorhan
den - so mcinen 91 %, dass der ORF hii.ufiger darstellen soll, 
wie sich EU-Entscheidungen auf bsterreich auswirkcn. 
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Griechenland-Paket I EURO-Schutzschirm 
Haufig gestellte Fragen 

1) Warum wurde Griechenland in die Lander der Euro-Gruppe aufgenommen, 
wenn man wusste, dass die Budgetzahlen des Landes nicht stimmen? 

Die Entscheidung zur Aufnahme Griechenlands vom Juni 2000 wurde auf Grundlage der 
damals vorliegenden Zahlen getallt. Zu diesem Zeitpunkt erfullte Griechenland die 
Konvergenzkriterien zur EURO-Einflihrung. 

Die aktuelle Situation zeigt aber, dass es nicht um das kurzfristige Erfullen von 
Konvergenzkriterien geht, sondern um Nachhaltigkeit der Wirtschaftsdaten und deren 
genaue Oberprufung. 

Daher arbeiten die EU-Staaten derzeit auch mit Hochdruck an einer deutlichen Verscharfung 
der Finanzkontrollen. Ziel ist es, zu mehr Transparenz und Kontrolle, konkret bei den 
relevanten Wirtschafts- und Budgetdaten der EU-Staaten zu kommen. Dazu soli die 
europaische Statistikbehorde EUROSTAT entsprechende Kontroll- und Durchgriffsrechte 
erhalten, um Fehlentwicklungen rechtzeitig zu erkennen und ein Gegensteuern zu 
ermoglichen. 

2) Wie viel zahlt bsterreich an Griechenland und iiber welchen Zeitraum? 

Griechenland wurde insgesamt ein Darlehensrahmen von 110 Mrd. € (80 Mrd. € durch 
bilaterale Kredite der EURO-Staaten; 30 Mrd. € durch den lnternationalen 
Wahrungsfonds/IWF) fUr die nachsten 3 Jahre gewahrt. 
Der Beitrag Osterreichs betragt 2,3 Mrd. € und ist nicht ,geschenkt", sondern ein Kredit , der 
bei einer Laufzeit von drei Jahren mit 4,5% verzinst ist. Gesetzliche Grundlage fUr die 
Auszahlung des Geldes durch Osterreich ist das Zahlungsbilanzstabilisierungsgesetz, die 
Zustimmung des Nationalrates zum Paket erfolgte am 20. Mai. 

Das Darlehen wird - je nach Fortschritt der Umsetzung der Sparmal1nahmen und Reformen 
in Griechenland - in Tranchen uber die nachsten drei Jahre ausbezahlt. Die Bereitstellung 
der Kredithilfen ist an strikte Bedingungen geknupft, Ruckzahlung und Verzinsung mussen 
unter Einhaltung harter Auflagen gewahrleistet werden. Die Umsetzung des griechischen 
Sparprogramms wird vierteljahrlich von EU und IWF uberpruft. 

3) Wie wahrscheinlich ist es, dass Griechenland das Geld nicht zuriickzahlen 
kann? 

Ziel des griechischen Spar- und Restrukturierungsprogramms ist die nachhaltige 
haushaltspolitische Konsolidierung des Landes sowie die Wiederherstellung des Vertrauens 
an den Finanzmarkten . 

Osterreich geht- so wie die anderen Darlehensgeber in der EU - davon aus, dass die Kredite 
zuruckgezahlt werden konnen. 

Daflir spricht auch, dass dem IWF, der am Griechenland-Rettungspaket mal1geblich beteiligt 
ist, bisher bei jedem seiner Hilfsprogramme, die von ihm vergebenen Kredite auch 
zuruckgezahlt wurden. 

Je rascher die jetzt beschlossenen Reformen in Griechenland und in anderen europaischen 
Staaten greifen, desto schneller wird sich die gesamteuropaische Wirtschaft stabilisieren, 
und das Vertrauen der Markte zuruckkehren, um den notwendigen Aufschwung - auch in 
Griechenland- zu bringen, sodass die Kredite erfolgreich bedient werden konnen. 
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4) Warum wurde Griechenland nicht einfach in den Staatsbankrott geschickt? 

Ein Bankrott Griechenlands (ungeachtet der damit im Land einhergehenden ,sozialen 
Kosten" wie explodierende Arbeitslosigkeit, stark sinkende Lohne, Zusammenbruch der 
offentlichen Dienstleistungen, soziale Unruhen etc.) oder eines anderen Mitgliedes der 
Wahrungsunion wurde unmittelbar zu hohen Verlusten von Banken und Versicherungen und 
damit zu einer neuen Banken-/Finanzkrise fUhren - mit den damit verbundenen Folgekosten 
und nachteiligen Auswirkungen auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt in Osterreich und ganz 
Europa. 

Ein Staatsbankrott eines Mitgliedslandes wurde damit den gesamten Wahrungsraum massiv 
unter Druck setzen und die Ansteckungsgefahr fUr andere EURO-Lander mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten erhohen . Es galt mit dem Hilfspaket also auch, einen ,Dominoeffekt" in 
Richtung anderer Lander (Spanien , Portugal etc.) zu verhindern, von denen letztlich auch 
Osterreich betroffen sein konnte. 

Das Hilfspaket war aber auch ein Signal, dass man sich in der EU im Notfall aufeinander 
verlassen kann. Auch Osterreich war - vor dem Hintergrund seines wirtschaftl ichen 
Engagements in den nach Ausbruch der Finanzkrise krisengeschuttelten EU-Landern 
Ungarn und Rumanien - eine Zeitlang unter Druck geraten. Unsere EU-/EURO-Mitgliedschaft 
hat sich als Stabilitatsfaktor erwiesen, insbesondere deshalb, weil EU und IWF - auch auf 
Drangen Osterreichs - Ungarn und Rumanien rasch Zahlungsbilanzhilfe gewahrten , und 
dadurch eine heikle finanzpolitische Situation stabilisiert werden konnte. 

Ziel der Griechenland-Hilfe war/ist es, einerseits mit den Darlehen Griechenlands 
Schuldendienst und staatliche Handlungsfahigkeit sicherzustellen , andererseits aber auch 
einen Hebel zu haben, urn notwendige Sparma~nahmen und Strukturreformen 
durchzufUhren. 

5) 1st das ,Griechenland-Paket" und auch der ,EURO-Schutzschirm" nicht ein 
reines Bankenrettungspaket? 

Nein, weil 
nicht nur Banken griechische Staatsanleihen halten, sondern z.B . auch 
Pensionsversicherungen. In Staatsanleihen zu investieren kann grundsatzlich nicht 
als spekulatives Investment bezeichnet werden. 
nicht nur die Banken, sondern die Wirtschaft und der Wohlstand insgesamt auf dem 
Spiel standen, und es darum ging , eine ,Kettenreaktion" zu vermeiden: hohe Austalle 
wichtiger Banken tuhren zu einer neuen Finanz-/Wirtschaftskrise, mit den damit 
verbundenen Folgekosten fU r Wirtschaft und Arb.eitsmarkt in Osterreich und ganz 
Europa . 

Osterreichische Banken haben in Griechenland Au~enstande von ca. 4,5 Mrd. € (deutlich 
weniger als Institute anderer Lander) . Banken sind ein wesentlicher Bestandteil einer 
funktionierenden Marktwirtschaft. Ein Staatsbankrott in Griechenland hatte nicht nur 
Auswirkungen auf die heimischen Banken, sondern auf die gesamte Volkswirtschaft mit 
geschatzten Folgekosten von bis zu 20 Mrd. €. 

Fur den osterreichischen Anteil am EURO-Stabilisierungs-Paket (15 Mrd. €) muss kein 
zusatzliches Geld in die Hand genommen werden , weil die Haftungen aus dem 
seinerzeitigen (osterreichischen) Bankenpaket nicht ausgeschopft wurden bzw. reduziert 
werden. 

Gleichzeitig werden derzeit entsprechende Ma~nahmen fUr eine effizientere Kontrolle des 
europaischen Bankensektors diskutiert. Mit den geplanten Ma~nahmen sollte sich auch das 

2 
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Risiko verringern, dass die offentliche Hand in Zukunft Aktionen zur Rettung gescheiterter 
Banken unternehmen muss. 

6) Wird der Euro stabil bleiben oder ist eine Abwertung zu erwarten? Was 
passiert, wenn in der Euro-Zone eine heftige Inflation einsetzt? 

Der gesunkene Wechselkurs gegenuber dem Dollar hat auch Vorteile, er hilft z.B. der fUr die 
osterreichische Volkswirtschaft so wichtigen Exportwirtschaft. 
Der gegenwartige Wechselkurs zum EURO entspricht in etwa dem Durchschnitt der 
vergangenen 10 Jahre, und wird als ,Gieichgewichtskurs" zwischen EURO und Dollar 
gesehen. 

Das primare Ziel der Europaischen Zentralbank ist es, die Stabilitat von Preisen zu 
gewahrleisten (die mit nahe bei 2% Inflation definiert wird). Entscheidend ist, dass die 
Kaufkraft des EURO erhalten bleibt - und diese ist derzeit nicht gefahrdet! Preisstabilitat 
wurde im EURO-Raum elf Jahre lang erfolgreich gewahrleistet, fUr eine 
,uberma~ige" Inflation gibt es zurzeit keine Anzeichen. 

7) Kann Osterreich aus der Euro-Gruppe austreten und den Schilling wieder 
einfUhren? 

Ein Austritt aus der Eurozone ist im EU-Vertrag nicht vorgesehen, au~erdem ware er mit 
hohen wirtschaftspolitischen Kosten und einer Abkoppelung vom europaischen Binnenmarkt 
verbunden. Das Vertrauen der osterreichischen Bevolkerung in den EURO ist hoch und liegt 
bei etwa 61 % (OGfE-Umfrage, Mai 201 0). 

Einer WIFO-Studie von Februar 2010 zufolge brachte Osterreichs EU-Beitritt einen 
lntegrationsbonus von+ 0,9% des BIP sowie +19.000 Arbeitsplatze pro Jahr. Die Teilnahme 
an der Wirtschafts- und Wahrungsunion sowie die Einfl.ihrung der gemeinsamen Wahrung 
verstarkten diese Effekte noch. 

8) Besteht die Gefahr, dass andere Staaten ahnliche Rettungspakete wie 
Griechenland beantragen? 

Um das zu vermeiden bzw. im Notfall rasch und wirksam helfen zu konnen, ist der ,EURO
Schutzschild" in der Hohe von 750 Mrd. € ins Leben gerufen worden. Wenn andere EU
Lander, die in wirtschaftlichen Schwierigkeiten sind, die Reformanstrengungen und deren 
Umsetzung weiter erh6hen, dann wird auch die Ansteckungsgefahr verringert. 

Derzeit ist daher nicht davon auszugehen, dass weitere Staaten vergleichbare 
Rettungspakete wie Griechenland beantragen , obgleich die Stabilitatsrisiken einiger Lander 
des Euroraumes - insbesondere Spanien, Portugal, aber auch lrland und ltalien - seit 
Ausbruch der Griechenland-Krise gestiegen sind. Griechenland bleibt jedoch aufgrund des 
Vertrauensbruches nach · Statistikmanipulationen und der Dimension seiner Risiken ein 
,Sonderfall". 

Noch im Mai haben auch Spanien und Portugal , die aufgrund ihrer hohen Budgetdefizite, 
fehlender privater Ersparnisse, hoher Arbeitslosigkeit sowie struktureller Schwachen 
ebenfalls uberdurchschnittlich unter Druck sind, strenge Spar- und 
Konsolidierungsprogramme beschlossen. Weiters haben zuletzt lrland, ltalien und 
Gro~britannien umfassende Sparpakete mit z.T. drastischen Ma~nahmen zum Abbau ihrer 
hohen Schulden geschnurt. Dies sollte zur mittelfristigen Entspannung der Finanzmarkte 
beitragen. 

3 
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9) Welche Schritte werden von Mitgliedstaaten gesetzt, urn den EURO kunftig 
stabil zu halten? 

Die Stabilisierung des Euro ist vordringliches Anliegen der Staats- und Regierungschefs der 
Eurozone und ihrer Finanzminister: Bei den Gipfeln am 7. und 9. Mai wurde auf Basis von 
Artikel 122(2) des EU-Vertrages ein ,Stabilisierungsmechanismus" mit einem 
Gesamtvolumen von bis zu 500 Mrd. € beschlossen, der vom IWF um weitere 250 Mrd. € 
aufgestockt wird: 

EU-Stabilitatsmechanismus (in Form von Darlehen) Euro 60 Mrd. 
Bilaterale Garantien Euro 440 Mrd. 

EU/Euro Euro 500 Mrd. 
IWF-Programme Euro 250 Mrd. 
EU/IWF-,Rettungsschirm" GESAMT Euro 750 Mrd. 

Der osterreichische Beitrag fUr den gesamten Rettungsschirm wi.irde bei 12 bis 15 Mrd. € 
liegen. Der Gro~teil des Geldes wird jedoch in Form einer Garantie zur Verfi.igung gestellt, 
die aller Wahrscheinlichkeit nach nicht schlagend wird. Das Rettungspaket dient vor allem 
dazu, die Markte zu beruhigen und Spekulationen auf den Staatsbankrott in EU
Mitgliedslandern entgegenzusteuern. 

1 0) Welche Reform en mussen EU-weit vorangetrieben werden , dam it sich 
unsere Wirtschaft und Wahrung nachhaltig stabilisiert? 

Parallel zu den finanziellen Hilfsma~nahmen sowie Konsolidierungsanstrengungen mi.issen 
wirksame Schritte gesetzt werden, die auf eine nachhaltige und langfristige Stabilisierung der 
europaischen Wirtschaft und Wahrung abzielen. Auf EU-Ebene wird daher mit Hochdruck an 
einem entsprechenden Ma~nahmenpaket gearbeitet, wobei derzeit u.a. diskutiert wird i.iber: 
wirksamere Kontrollen der Finanzmarkte inkl. Hedge Fonds, Verbesserung der EU
Finanzmarktaufsicht, strengere Kontrollen der Ratingagenturen, bessere Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik (ex ante-Koordinierung nationaler Budgets), strengere Oberwachung der 
Budgetdisziplin (scharfere Sanktionen im Rahmen des Stabilitatspaktes), Ausarbeitung von 
konkreten Krisenmechanismen (praktische Umsetzung des EURO-Rettungsschirms), neue 
Eigenkapitalvorschriften fUr Banken, Bankenabgabe/-fonds, Finanztransaktionssteuer. 

Dieses Argumentarium wurde erstellt von: 

BM fUr europaische und internationale Angelegenheiten 
Osterreichische Gesellschaft fUr Europapolitik 

Vertretung der Europaischen Kommission in Osterreich 

Wien, 2. Juni 2010 
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DiePresse 
JAHRESTAO 

15 Jahre lang 
eine ambivalente 

Beziehung 
Von den drei EU-BeitTittsliiruler 

uon 1995 ist die Skepsis in 
Osterreicll herue am griiflten. 

WIEN (wb). 1994 war Osterreich das Land 
mit der hochsten Zustimmung dcr Be
viilkerung zum Beitrit 1. 66.6 Prozent 
stimmten am I 7. Juni dafiir. Am 24. Juni. 
also vor exakt 16 [ahren, konnte die Re
gierung in Korfu den Beirrittsvcmag un
ter7elchnen. In Finnland und Schweden, 
die im gleichen Jahr Refercnden abhiel
ten, lag die Befiirwnrtung des Beirritts 
nur bel 56,9 und 52,3 Prozent. 

Dnch ~eit damals hat sich die Stim
mung gewandelt, wie die Osterreichi
~d~e Gesellschaft fi.i r Euro a o 11 
_ m e ner 1a yse er uro arometer
Umfragen belegt. Osterreich ist der skep
ti~ch~re taat der drei Beitrittslander ge
wnrden. Lediglich 42 Prozent der Bevol
kerung hal ten laut dPr jungsten Euroba
rometer-llmfrage die Mitgliedschaft filr 
cine .. gute Sache". In Finnland sind es 51 
Prozent, in Srhweden 57 Prozent. 

.,Die 0 terreicher haben eine ambiva
lente Hal tung zur EU entwickelr", sagt 
()(,fC-GeneralsekreUir Paul Schmidt. 
.,Die Mcnschen schatzen die Miiglich
keit, die die EU bietet und anerkennen 
ihr wirtschaftliches Potenz.ial." So wird 
der Furo als Vorteil empfunden. anderer
scirs wird kriusiert, dass sich die Union 
in e111c falsche Richtung enrwickelt und 
unserem Land mehr Nachteile bring!. 

,.Verglichen mit Schweden und Finn
land wird die EU in Osterreich viel llfter 
mit Negativthemen wie mehr Kriminali
tiit, mangelhaften Grenzkontrollen, Ver
lust kultureller ldentitat und Arbeitslo
sigkeit in Verbindunggebracht." 

Schmidt macht dafilr Medien und Po
litiker veramwortlich, die Ewopa nicht 
au~reichencl erklaren, ihre Infonnation -
pflich1 vernachlas !gen. ..Zu gering ist 
dte Information dartiber, dass die EU 
kein abstraktes Biirokratenparadie i t. 
sondern unser Leben in den verschie
densten Bereichen - von Telerongebiih
ren tiber Flugpassagiersicherheit bis zu 
Bankiibcrwei~tmgcn auch positiv beein
Ou!iSt." 

Angst vor Globalisierung 
Kurios ist. class die internarionale Zu 
sammenarbeit iJ1 Europa tmd die Off
nung dcr <..irenzen nicht zu einer Ande
rung des Bewusstseins gefi.ihrt haben. 
Denken die O~terreichcr an .,Globalisie
rung", ~n verbindcn sie damit iibenvie· 
gend nega1 ive Aspekte, heiSt es in der 
O<~FE.-Analysc. FUr Finnen und Schwe
den ist der Begriff .Globalisierung'' h in
gegen positiv besetzt. 
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Nr. 2/ Juni 2010 
Editorial 

Europass 5 Jahre 

Einen RUckblick auf die Veranstaltung ,Was bringt Ler
nen und Arbeiten im europaischen Ausland?" finden Sie 
auf www.europass.at/rueckblick 

Hier finden Sie Beitrage zu folgenden Themen: 

- Die ,EU und DU" - die informative Wanderausstellung 
der 6sterreichischen Gesellschaft fUr Europapolitik er
scheint im neuen Gewand und kann gebucht werden. 
- ECDL- was verbirgt sich alles hinter diesen Buchsta

ben? Ein europaisches Zertifikat setzt Standards. 
- Das Diploma Supplement Label in 6sterreich 

Einen erholsamen Sommer wUnschen 
Europass 6sterreich 
Magdalena Burtscher und Lydia Rossler 

,Die EU und DU -
Eine Erfolgsgeschichte mit Zukunft" 

Wanderausstellung fUr SchUier/innen wieder auf Tour 
durch 6sterreich 

Bild aus dem BG 8/umenstraBe in Bregenz 

Newsletter 
Die Wanderausstellung wurde von der 6sterreichischen 
Gesellschaft fUr Europapolitik (OGfE) gemeinsam mit 
dem Bundesministerium fUr europaische und internatio
nale Angelegenheiten und der Vertretung der Europai
schen Kommission in 6sterreich speziell fUr junge Men
schen entwickelt. Sie informiert in anschaulicher und 
doch umfassender Weise Uber Geschichte, Gegenwart 
und Zukunft der Europaischen Union. 

• Was bringt die EU den 6sterreicherinnen und 
6sterreichern? 
• Welche Weiterbildungsmoglichkeiten und Vortei-
le bietet die EU jungen Menschen? 
• Wo liegen die Grenzen der Europaischen Union? 
• Wie schaut die Zukunft Europas aus? 
Diese und andere Fragen werden mit anschaulichen 
Beispielen illustriert. Neben so manchem DenkanstoB 
finden sich auch nUtzliche Kontakte und Verweise auf 
weiterfUhrende Informationen im Internet. 
Die Wanderausstellung "Die EU und DU - eine Erfolgs
geschichte mit Zukunft" tourt schon seit Janner 2008 
durch ganz 6sterreich. Seither hat die Ausstellung rund 
100 Schulen besucht. In begleitenden Diskussionsver
anstaltungen konnten bisher rund 14.000 SchUier/innen 
mit Expertinnen und Experten Uber die EU diskutieren. 

Gemeinsam mit Grafik-Design Student/innen der FH 
Salzburg wurde nun eine aktualisierte, neu gestaltete 
Auflage der Wanderausstellung produziert. Die offizielle 
Prasentation der Neuauflage fand im Beisein von Au
Benminister Michael Spindelegger am 7. Mai 2010, an
lasslich des Europatags, statt. 

Seit Mitte Marz 2010 kann die Neuauflage der Wander
ausstellung und der ebenfalls neu aufgelegte Begleitfol
der von Schulen kostenlos angefordert werden. Zugleich 
besteht die Moglichkeit, Uber die 6sterreichische Gesell
schaft fUr Europapolitik eine begleitende Diskussions
veranstaltung an der jeweiligen Schule zu organisieren. 

Nahere Infos und Bestellmoglichkeit: 
E-Mail: wanderausstellung@oegfe.at 
Telefon: 01-533 49 99-17 

Seit Marz 2010 ist die Wanderausstellung ,Die EU und Internet: www.die-eu-und-du.at 
DU - eine Erfolgsgeschichte mit Zukunft" in einer Neu-
auflage wieder auf Tour an Schulen in ganz 6sterreich. 

-~ ...,.....- NEC bsterreich 11010. Schreyvogelgasse 21 T: + 43 1 - 534 08 -0 I Fax:+ 43 1 - 534 08 -20 I Mail : info@europass-info.alj www.europass.at 

Bildung und Kultur 
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August 2010 
 
 

Staatsbürgerschaft in Europa  
Die Verleihung der Staatsbürgerschaft wird in den EU-Mitgliedstaaten unterschiedlich 
gehandhabt. Hier ein Überblick. 

 

Die Eu hat derzeit rund 500 Millionen Einwohner. (© European Commission) 

Wie geht Europa mit der Verleihung von Staatsbürgerschaften um? Die Österreichische 
Gesellschaft für Europapolitik hat einen Überblick erstellt, welche rechtlichen Grundlagen 
in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten bestehen. Grundsätzlich existieren zwei unterschiedliche 
Denkschulen:  

 "Geburtsortsprinzip" (ius soli): Ein Staat verleiht seine Staatsbürgerschaft an alle 
Kinder, die auf seinem Staatsgebiet geboren werden. In den EU-Ländern, die das "ius 
soli" anwenden – derzeit sind das zehn Staaten in Europa - ist es stets auch an 
zusätzliche Bedingungen geknüpft. In einigen Ländern gilt auch das doppelte ius soli: 
Ein Staat verleiht seine Staatsbürgerschaft an jene Kinder, wenn zumindest ein 
Elternteil bereits im Land geboren ist. 

 Davon zu unterscheiden ist das "Abstammungsprinzip" (ius sanguinis), das an die 
Staatsbürgerschaft der Eltern geknüpft ist. 

Bei Neugeborenen wird das Anrecht auf Verleihung der Staatsbürgerschaft in den EU-Staaten 
folgendermaßen geregelt: 

 ius soli bei der Geburt (an Bedingungen gebunden): 
Belgien, Deutschland, Griechenland, Irland, Portugal, Vereinigtes Königreich 

 Doppeltes ius soli bei der Geburt: 
Belgien, Frankreich, Griechenland, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Spanien 
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 ius sanguinis (Abstammungsprinzip): 
Österreich, Bulgarien, Tschechien, Ungarn, Italien, Rumänien, Slowenien, Dänemark, 
Zypern, Malta, Polen, Slowakei, Schweden, Finnland, Estland, Lettland, Litauen 

Webtipps:  

Übersicht über den Erwerb der Staatsbürgerschaft in Europa, erstellt von der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE)  

Ausführliche Informationen auf der Website des European Union Democracy Observatory on 
Citizenship  

Quelle: http://www.bka.gv.at/site/cob__40354/currentpage__0/6687/default.aspx  
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Europa  Erhören     Die  neue  Hörbuchedition     1.  Staffel  
Eine  literarische  und  musikalische  Entdeckungsreise  quer  durch  Europa  

  

Zahlreiche  europäische  Geschichten  sind  außerhalb  
ihrer  Herkunftsgebiete  kaum  bekannt.  Es  sind  

Geschichten,  die  sich  nicht  in  den  Geschichtsbüchern  
finden,  obwohl  sie  uns  differenziert  und  eindrücklich  
von  den  mannigfaltigen  Völkern  und  Gegenden  
berichten.  Sie  zu  hören,  bedeutet  auf  Reisen  und  

zugleich  auch  zu  Hause  zu  sein.  

Neben  heimischen  Autorinnen  und  Autoren  berichten  auch  
solche  auf  der  Durchreise,  kurz  Verweilende  oder  Zugezogene  

von  bezaubernden,  bewegenden,  berührenden  oder  
verstörenden  Eindrücken  und  Erlebnissen.  Zu  jeder  Stadt  und  
jeder  Region  wurde  ein  bestimmter  dort  beheimateter  Musikstil  
ausgewählt     manches  hinsichtlich  seiner  Herkunft  sofort  
erkennbar,  manches  vielleicht  überraschend  und  unbekannt.  

Europa  mit  all  seinen  Sprachen,  Klängen  und  Gestalten       
erhörbar  gemacht  durch  die  Stimmen  seiner  Erzählerinnen  und  Erzähler.  

  
ATHEN:   Sie   hören   Adele   Neuhauser   und  
Mercedes   Echerer      Musik:   Manos  
Hadijakis  und  Eleni  Karaindrou  

BUDAPEST:   Sie   hören   Cornelius   Obonya  
und  Mercedes   Echerer      Musik:   Jazz   Duo  
Csepregi   &   Rátonyi,   Billie   Holiday,   Bela  
Koreny  und  Mercedes  Simone  

BUKAREST:   Sie   hören   Tania   Golden,  
Erwin  Steinhauer  und  Mercedes  Echerer     
Musik:   Georges   Boulanger,   Ioana   Radu  
und  Maria  Tanase  

DALMATIEN:   Sie   hören   Florentin   Groll  
und  Mercedes  Echerer     Musik:  Die  Wiener  
Tschuschenkapelle  

LINZ:   Sie   hören   Wolfgang   Böck   und  
Mercedes  Echerer     Musik:  Harry  Ahamer,  
Andy  Baum  und  Willi  Warma  

MÄHREN:   Sie   hören   Viktor   Gernot,  
Andreas   Vitásek   und   Mercedes   Echerer     
Musik:   Ludwig   van   Beethoven,   Antonín  
Dvo ák,   Leo    Janá ek,   Erich   Wolfgang  
Korngold,  Gustav  Mahler  und  Josef  Suk  

STEIERMARK:   Sie   hören   Gerti   Drassl,  
Robert  Palfrader  und  Mercedes  Echerer     
Musik:  Ossy  Pardeller  

SÜDTIROL:   Sie   hören   Wolfram   Berger  
und   Mercedes   Echerer      Musik:  
Folksmilch  

WIEN:   Sie   hören   alle   bisher   genannten  
Schauspieler,   plus   Julia   Cencig,   Rupert  
Henning,   Sona   MacDonald   und   Florian  
Scheuba     Musik:  Biz-Grinberg-Laszakovits  
Trio,   Europa   Erhören   Klassik   Ensemble,  
Hallucination   Company,   MASQ,   Alfred  
Polansky,   Ruzsa   Lakatos,   Velver   Elevator,  
Wiener   Art   Schrammeln   und   die   Wiener  
Tschuschenkapelle  

EUROPA-SPECIAL-EDITION:   Sie   hören  
alle   genannten   Schauspieler      Musik:  
Folksmilch,   Leo    Janá ek,   Ossy   Pardeller,  
Rezsö   Seress,   Maria   Tanase,   Velvet  
Elevator,   Willi   Warma   und   die   Wiener  
Tschuschenkapelle  

Einzel-   
Doppel-   

(Wien,  Europa-Special-Edition)  
  

  

Pressespiegel 2010 - Seite 23



LIEBLINGEMIT BEZIEHUNG
Mercedes Echerer (Bild) versammelte für die
Hörbücher Publikumslieblinge mit Beziehung zu
jenen Regionen, deren Geschichten sie erzählen.
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NÄCHSTE STAFFEL: DIE ZUKUNFT
LIEGT AN DER DONAU
Aus den Hörbüchern ist ein Kulturprojekt geworden,
das fortgesetzt wird: KURIER-Interview mit den
Herausgebern.
SEITE 4

·
·

···························
THEMA EUROPA ERHÖREN

·
·

···························

Ein Schatz bringt alle zusammen
Europa kannman
„erlesen“ – und
„erhören“. Damit
es uns nicht fremd

ist, sondern
neugierigmacht.

Wie klingt Linz? Selt-
samerweise klingt
die Stadt nach dem

typischen Wiener Fernseh-
kieberer Wolfgang Böck
(„Trautmann“). Denn in
Linzwuchs Böck auf.
Bukarest klingt nach Er-
win Steinhauer – in dieser
Stadt hat der Schauspieler
seine Wurzeln –, Budapest
nach Cornelius Obonya,
Athen nach Adele Neuhau-
ser ... In „Kaiser“ Robert
Palfrader steckt Südtirol. Er
hat sich bei den Aufnahmen
selbst gewundert, wie gut
das Ladinische zu ihmpasst.

Schuhlöffel Das ist der eine
Weg, der zur CD-Edition
„Europa Erhören“ führt:
über die heimischen Publi-
kumslieblinge, die uns auf
bisher zehn CDs vorlesen.
Herausgeberin Mercedes
Echerer hat im KURIER-Ge-
spräch gesagt: Die Interpre-
ten seien gleichsam „emo-
tionale Schuhlöffel“, durch
sie wird die Neugierde ge-
weckt.
Der andereWeg führt über
die Geschichten, die sie er-
zählen. Die Verdrängtes ins
Bewusstsein holen. Die To-
leranz lehren. Die das Ge-
meinsame betonen. Oder
einfach bloß unterhalten.
So gesehen, klingt Linz
nach der legendären Punk-
Band Willi Warma, denn es
ist auch vielMusik vertreten.
Und Mähren klingt nach
Hrabal (aber auch nach
Mahler und Dvořák), Buda-
pest nach „Trauriger Sonn-
tag“, Wien nach Henisch
und Jandl, aber auch nach
HallucinationCompanyund
Velvet Elevator mit ihrer
Wien-Hymne.

Neue BilderDie Vielfalt ist ein
unglaublicher Schatz. Man
hat das vielleicht schon bei
der Buch-Edition aus Lojze
Wiesers Verlag gemerkt. Die
heißt „Europa Erlesen“ und

Hörbuch-Edition

hat es bereits auf gut 10.000
Texte von mehr als 3500 Au-
torinnen und Autoren ge-
bracht. Das sind 160 Bände.
„Europa Erlesen“ wurde
als „Europa Erhören“ umge-
setzt, weil durchs Interpre-
tieren neue Bilder in den
Köpfen entstehen; außer-
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dem gibt es Lesemuffel, die
allerdings sehr wohl für Lite-
ratur einOhr haben.
Ob Buch oder Hörbuch:
Wird es das Herz erwärmen?
Werden Hunger und Durst
durch die Melodien ge-
löscht? Wird den Menschen
Trost gespendet und ihnen

Hoffnung gemacht? Wird
derMut gestärkt?
Nimmt es die Sprachlosig-

keit von den Lippen?
Das sind Fragen, die sich

Mercedes Echerer und Lojze
Wieser oft stellen; und im-
mer zu der Antwort kom-
men: Ja, ja, ja. Deshalb ha-

ben sie dafür gesorgt, dass
man Europa „erlesen“ und
„erhören“ kann, und viel-
leicht hören wir dann auch
die Zukunft.
Lojze Wieser zitiert in die-

sem Zusammenhang gern
den albanischen Dichter Fa-
tos Arapi (geboren 1930):

„Jeder Mensch hat in der
Brust ein StückHimmel, und
darin fliegt die Schwalbe.“
Auf den folgenden Seiten

finden Sie alle Informatio-
nen über die Hörbücher,
und die Publikumslieblinge,
die vorlesen, haben einiges
zu erzählen ...

SONDERBEILAGE
Entgeltliche Sonderproduktion
in Kooperation mit Europa
Erhören (Verein Die2)

DIENSTAG, 14. DEZEMBER 2010
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Entgeltliche Sonderbeilage

Theaterabende begleiten das Projekt
Walfischgasse –Budapest, Athen, Linz, Steiermark, Bukarest sinddie nächstenGäste

Es ist freilich gemein, eine
Veranstaltung zu erwähnen,
die bereits gestern, Montag,
im Stadttheater Walfisch-
gasse stattgefunden hat und
in dieser Art nicht nachzu-
holen ist.
Es war der „Europa Erhö-
ren“-Liveabend zum Hör-
buch Südtirol mit Geschich-
ten über Riesen und Zwerge,
über Heimat und Wieder-
kehr. Gitarrist und Kompo-
nist Ossy Pardeller hatte da-
zu betörendeMusik kompo-
niert und sie vorgespielt.
Aber es geht jaweiter.
Jetzt die gute Nachricht:

Es gibt noch mehrere Aben-
de, andenendas „EuropaEr-
hören“-Projekt auf die Büh-
ne gebracht wird. Das Thea-
ter ist Begleiter der Hör-
buch-Edition.
Der nächste Termin ist am
14. Jänner 2011. Budapest
steht im Mittelpunkt. Am
Klavier: Bela Koreny – man
darf davon ausgehen, dass er
den „Traurigen Sonntag“
spielen wird ... und Corneli-
usObonyawird vorlesen.
Obonyas Großvater, Attila
Hörbiger, hatte Ungarisch
als Muttersprache, bei sei-
nem Vater war dann nur

noch der Nachname unga-
risch. Cornelius Obonya fin-
det es schade, dass in seiner
Generation fast nichts übrig
geblieben ist.
Am 1. Februar 2011 ist

Athen an der Reihe. Auf der
Bühne: AdeleNeuhauser.
Am 18. März 2011 folgt
die Stadt Linz, dann hat der
„typische Wiener“ Wolfgang
Böck, der ein Linzer ist, sei-
nen Auftritt. „Special guest“
ist Gerhard Haderer. Für die
Musik sorgt Andy Baum.
Am 6. April 2011 steht der

Abend im Zeichen der Stei-
ermark. Der Grazer Schau-

spieler Wolfram Berger trägt
Texte vor, das Steirer-Quar-
tett Folksmilch spielt auf.
Am 5. Mai 2011 – so weit

steht das Programm fest – ist
Bukarest zu Gast; mit Erwin
Steinhauer, Tania Golden
undRomanGrinberg.
Ort der Veranstaltungen

ist immer das Stadttheater
Walfischgasse, Walfischgas-
se 4,Wien-Innere Stadt.
Die Kartenpreise liegen

zwischen23bis38Euro.Vor-
verkauf: (01) 512 4200,

�� INTERNET
www.stadttheater.org
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CDs und Bücher: Es darf
kombiniert werden
Die Edition – Es wird Zeit für
einige allgemeine Hinwei-
se, die Hörbuch-Edition
betreffend.
Acht der zehn CDs sind

Einzel-CDs – nämlich
Athen, Linz, Budapest, Bu-
karest, Steiermark, Südti-
rol, Dalmatien und Mäh-
ren. Jede Einzel-CD kostet
15 Euro.
In dieser ersten Staffel

gibt es zwei Doppel-CDs,
nämlich über Wien sowie
gewissermaßen ein „Euro-

pa-Special“, das von jedem
HörbuchLesungenundein
bisschen Musik bringt. Je-
de Doppel-CD kostet 21
Euro. Die komplette Staffel
mit zehn CDs kostet 145
Euro. Eine Einzel-CD mit
dem betreffenden Buch
aus demWieser Verlag kos-
tet 25 Euro, eine Doppel-
CD mit Buch 30 Euro. Die
10er-Staffel mit zehn Bü-
chern gibt es um 250 Euro.
Erhältlich im guten Fach-
handel und bei Amazon.

Den Pinsel in die Donau tauchen
Daswar erst der Anfang:
„Europa Erhören“ wird

fortgesetzt. Mit der Donau.
KURIER-Gesprächmit den
beidenHerausgebern.

Nächste Staffel
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VON PETER PISA

Lojze Wieser weiß nicht nur, wieman Kalbsherz ohne Schnick-
schnack zubereitet (jede Seite

zehn Minuten anbraten, in Folie wi-
ckeln, rasten lassen, fein aufschnei-
den,mit Sojasaucebeträufeln) – er ist
jener Klagenfurter Verleger, der bis-
her in der Reihe „Europa Erlesen“160
Bücher herausgegeben hat.
Die Schauspielerin und Ex-EU-
Parlamentarierin Mercedes Echerer
hatte die Idee, Teile dieses Schatzes
hörbar zu machen. Das Projekt ist
nicht beendet – es gehtweiter.

KURIER: Kommt nächstes Jahr Island
zumHören? Die haben so schöne ver-
gessene Sagen. Und Björk haben sie
für die musikalische Untermalung
der CD.
Lojze Wieser: Island ist in der Krise.
Björk ist gut, aber noch nicht in der
nächsten Hörbuch-Staffel. Es sei
denn, sie fährt auf der Donau den
Fluss hinab.
Mercedes Echerer: Am liebstenmöchten
wir ja alle Regionen, die in der Reihe
„Europa Erlesen“ in Buchform er-
schienen sind, auch als „Europa Er-
hören“-Hörbuch präsentieren. Denn
jede hat etwas wunderbar Verborge-
nes. Da weiß man gar nicht, welche
Schätzeman zuerst heben soll.

Aber die Donauhat Vorrang?
Mercedes Echerer: Aufgrund der histori-
schen und geografischen Gegeben-
heiten bietet sie sich besonders als
Leitmotiv für die nächste Staffel an.
Hier erarbeiten wir gerade ein Kon-

zept, daswiederumLiteratur aus und
über die jeweilige Region sowie typi-
sche, aber nicht unbedingt folkloris-
tischeMusiken beinhaltet.
Lojze Wieser: Die Donau ist Haupt-
schlagader Europas. Der Fluss, der
denWestenmit demOsten verbindet
und nicht nur Nahrung und Fisch
und Leben auf den Schiffen bringt,
sondern auchDreck undMüll.

UndHochwasser.
Lojze Wieser: Und Naturkatastrophen,
diedieAnwohnerdurchBegradigung
und durch Regulierung und Kraft-
werksbau zu erleiden haben. Sie sind
gezwungen, ihr Leben danach zu
richten. Und mit den Hochwässern
müssen sie fertig werden, die durch
den zu schnellen Flusslauf entste-
hen.UnddieDonau ist ein Fluss, von
dem Pavao Pavličić sagt: „Dort er-
scheinen auchMaler, welche die bei-
den Ufer zu malen versuchen, das
grüne und das gelbe. Aber kaum ei-
nem gelingt es, die zwei Ufer zu ma-
len, deren Farbe zu treffen. Gewisse
Chancen hat nur, wer auf die Idee
kommt, seinen Pinsel nicht in die
Farbe auf der Palette, sondern direkt
in dieDonau zu tauchen.“

Das trifft nicht nur aufMaler zu.
Lojze Wieser: Sondern gilt auch fürMu-
siker und für Interpreten.

Noch einWunsch?
Mercedes Echerer: Ja, diese zweite Staffel
mehrsprachig zu gestalten. Das wür-
de dem Anspruch eines Kulturpro-
jekts – EuropaErhören ist ja letztend-
lich nicht nur eine Hörbuchedition –
mehr als gerechtwerden.

Ein umfangreichesUnterfangen.
Mercedes Echerer: Ohne Unterstützung
und starke Partnerwird das kaumge-
lingen. Deshalb bemühen wir uns
jetzt schon, mögliche Mitstreiter,
auch aus den jeweiligen relevanten
Regionen, ins Boot zu holen.

Cornelius Obonya
trifft Budapester Ton

Tania Golden holt
Bukarest nach Wien

Erwin Steinhauer
liest Rumänisches

Wolfram Berger ist
geborener Grazer

Wolfgang Böck ist
geborener Linzer

Adele Neuhauser
bringt Athen näher

„Hauptschlagader Europas“: Verleger Lojze Wieser „Wunderbar Verborgenes“: Mercedes Echerer
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Erste EBI frühestens im Jänner 2011 
Die Regeln für eine Europäische Eürgerinitiative (EBI) wurden am Mittwoch im 
Europäischen Parlament endgültig beschlossen. Nach der formellen Zustimmung des 
EU-Rats nächste Woche und der Veröffentlichung der EBI im EU-Amtsblatt haben die 
Mitgliedsländer zwölf Monate Zeit, um innerstaatliche Anpassungen vorzunehmen. 

Ab Jänner 2012 können EU-Bürger voraussichtlich ihre erste Initiative anmelden. In 
Österreich werde es sehr wahrscheinlich eine eigene „Andockstelle für die EBI“ geben, sagte 
Robert Stein, Leiter der Abteilung für Wahlangelegenheiten im Innenministerium, gegenüber 
ORF.at. Es sei aber noch nicht entschieden, welche Behörde für die Einbringung oder die 
Verifizierung verantwortlich sein werde, sehr wahrscheinlich werde das jedoch das 
Ministerium sein. 

Eine wesentliche Aufgabe werde die Verifizierung der Unterstützungserklärungen sein, um 
Missbrauch vorzubeugen. „Die Verifizierung erfolgt sicher über das 
Identitätsdokumentenregister (IDR) und das zentrale Melderegister (ZMR)“, so Stein. Ein 
weiterer wichtiger Punkt sei, eine technische Schnittstelle zu definieren, über welche die 
gesammelten Unterstützungen der Organisatoren an die österreichischen Behörden 
weitergeleitet würden. Die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik hat die 
häufigsten Fragen zur EBI zusammengefasst: 

Was ist eine Europäische Bürgerinitiative? 
Die EBI ist eine Art EU-Volksbegehren. Erstmals können EU-Bürger die Europäische 
Kommission direkt ersuchen, neue Gesetzesinitiativen einzubringen. 

Wie starte ich eine Bürgerinitiative? 
Zuerst muss ein Bürgerkomitee mit mindestens sieben Mitgliedern aus sieben 
unterschiedlichen EU-Ländern gegründet werden. Dieses Bürgerkomitee registriert die 
Initiative bei der Kommission. Diese hat danach zwei Monate Zeit, um zu prüfen, ob für die 
EBI alle geforderten Bedingungen eingehalten wurden. Anzugeben sind unter anderem der 
Titel der Initiative, Inhalt und Zielsetzung, Kontaktdaten der Komiteemitglieder und alle 
Finanzierungsquellen. 

Kann jedes Thema vorgeschlagen werden? 
Nein, die Initiative muss folgenden Anforderungen entsprechen: 

 Sie muss einen Politikbereich betreffen, in dem die Kommission Handlungsbefugnis 
hat. 

 Sie darf nicht offensichtlich missbraucht und unseriös verwendet werden. 
 Sie darf den Werten der EU gemäß den Verträgen nicht widersprechen. 
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Eine EBI zur Abschaffung der EU oder einem EU-Austritt Österreichs ist somit nicht 
möglich, da diese Entscheidung nicht in die Handlungsbefugnis der Kommission fällt. 

Wie viele Unterschriften müssen gesammelt werden? 
Mindestens eine Million Stimmen müssen innerhalb eines Jahres ab dem Zeitpunkt der 
Registrierung gesammelt werden. Die Unterschriften können entweder auf Papier oder online 
gesammelt werden. Für die Onlinesammlung stellt die Kommission eine Software frei zur 
Verfügung. 

Kann die geforderte Million an Unterstützungen in einem 
einzigen Land gesammelt werden? 
Nein, die Stimmen müssen momentan aus mindestens sieben EU-Ländern (einem Viertel der 
EU-Mitgliedsstaaten) kommen. Pro Land ist eine Mindestanzahl an Unterschriften nötig. 
Diese Zahl errechnet sich durch die Zahl der Abgeordneten des jeweiligen Landes im EU-
Parlament multipliziert mit 750. In Österreich ergibt sich somit derzeit eine Mindestzahl von 
12.750 Stimmen. 

Wer darf eine Initiative unterschreiben? 
Alle EU-Bürger, die das Mindestalter für eine Teilnahme an der Wahl des Parlaments erreicht 
haben, dürfen sich beteiligen. Österreich ist das einzige Land, in bereits ab 16 Jahren gewählt 
werden darf. Für die Unterstützung einer EBI sind Name, Adresse, Geburtsdatum und eine 
Ausweisnummer (Reisepass, Personalausweis oder Bürgerkarte) notwendig, eine Unterschrift 
ist nicht erforderlich. 

Eine Unterstützungserklärung kann ein EU-Bürger in jedem EU-Mitgliedsland abgeben, also 
auch außerhalb jenes Landes, wo die Person ihren Wohnsitz hat. Nachdem in Österreich auch 
16-Jährige zugelassen sind, könnte es für diese Altersgruppe im EU-Ausland zu Problemen 
kommen, meint Stein. 

Wo und wie kann ich abstimmen? 
Generell kann auf dem Papier wie auch elektronisch eine Unterstützungserklärung abgegeben 
werden. Für das Auflegen von Listen in Papierform sind die Organisatoren zuständig. Für 
eine Onlineabstimmung ist nach Eintragen der notwendigen persönlichen Informationen eine 
Bürgerkarte zur digitalen Signierung notwendig, aber auch die alleinige Angabe von 
Reisepass- oder Personalausweisnummer genügt. 

Was passiert nach der einen Million Unterstützungen? 
Zuerst müssen die Unterstützungserklärungen den zuständigen Stellen in den einzelnen EU-
Ländern übermittelt werden, die die Identitäten der Personen innerhalb von drei Monaten 
überprüfen und den Organisatoren dann ein Zertifikat über die Echtheit ausstellen. In 
Österreich wird das laut Stein aller Voraussicht nach das Ministerium sein. 
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Mit dem Zertifikat kann die Bürgerinitiative an die Kommission übergeben werden. Danach 
soll eine Einladung der EU an das Komitee erfolgen. Das Komitee erhält die Möglichkeit, der 
Kommission das Anliegen umfassend zu erklären und die Initiative in einem öffentlichen 
Hearing im Parlament zu präsentieren. Innerhalb von drei Monaten muss die Kommission ihre 
Schlussfolgerungen zur Initiative und die von ihr beabsichtigten Maßnahmen öffentlich 
darlegen. Bindend ist eine Initiative jedoch nicht für die Brüsseler Behörde. 

Was passiert mit den Unterschriften danach? 
Der Initiator der EBI ist dafür verantwortlich, die personenbezogenen Daten der Befürworter 
innerhalb eines Monats nach Übergabe an die Kommission oder innerhalb von 18 Monaten 
nach der Registrierung der Initiative vollständig zu vernichten. Dasselbe gilt für die EU-
Mitgliedsländer innerhalb eines Monats nach der Ausstellung des Gültigkeitszertifikats. 

Links: 
 Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
 Informationen zur EBI (Europaparlament) 
 Informationen zur EBI (EU-Kommission) 
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Europäische Bürgerinitiative 
 

 

 

 

 
Künftig können die Bürgerinnen und Bürger direkt an der Weiterentwicklung Europas mitwirken.  

(© Europäische Kommission) 

Der Vertrag von Lissabon macht es möglich: Eine Million Unionsbürgerinnen und –bürger 
können künftig neue Regeln für europaweite Themen einfordern. Wie initiiere ich eine 
Europäische Bürgerinitiative? 

15.12.2010 
Bundespressedienst/ÖGfE 

Das Europäische Parlament (EP) hat heute endgültig die Regeln für die neue Europäische 
Bürgerinitiative abgesegnet. Hier die Antworten auf die 10 wichtigsten Fragen, wie sich die 
Europäerinnen und Europäer künftig mehr Gehör verschaffen können. 

 1. Was ist eine Europäische Bürgerinitiative? 
Die Europäische Bürgerinitiative ist eine Art "EU-Volksbegehren". Erstmals können 
EU-Bürgerinnen und Bürger die Europäische Kommission (EK) direkt ersuchen, neue 
Gesetzesinitiativen einzubringen. 

 2. Wie starte ich eine Bürgerinitiative? 
Sie gründen ein Komitee mit mindestens sieben Mitgliedern aus sieben 
unterschiedlichen EU-Ländern und registrieren Ihre Initiative bei der EK (anzugeben 
sind unter anderem: Titel der Initiative, Inhalt und Zielsetzung, Kontaktdaten der 
Komitee-Mitglieder, alle Finanzierungsquellen). 

 3. Kann ich jedes Thema für eine Bürgerinitiative vorschlagen? 
Nein, die Initiative muss folgenden Anforderungen entsprechen: 
     - Sie muss einen Politikbereich betreffen, in dem die EK Handlungsbefugnis hat 
     - Sie darf nicht offensichtlich missbraucht und unseriös verwendet werden 
     - Sie darf den Werten der EU gemäß den Verträgen nicht widersprechen 

Nach Ihrer Registrierung wird die EK innerhalb von zwei Monaten mitteilen, ob die Initiative 
den geforderten Bedingungen entspricht. 

 4. Wie viele Unterschriften müssen gesammelt werden? 
Mindestens eine Million innerhalb eines Jahres ab dem Zeitpunkt der Registrierung. 
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Sie können die Unterschriften entweder auf Papier oder Online sammeln. Für die 
Online-Sammlung stellt die EK eine Software frei zur Verfügung. 

 5. Kann ich die geforderte Million an Unterstützungserklärungen in einem 
einzigen Land sammeln? 
Nein, die Unterschriften müssen momentan aus mindestens sieben EU-Ländern 
(einem Viertel der EU-Mitgliedstaaten) kommen. Pro Land ist eine Mindestanzahl an 
Unterschriften nötig. Diese Zahl errechnet sich durch die Zahl der Abgeordneten des 
jeweiligen Landes im Europäischen Parlament multipliziert mit 750. (Österreich: 
12.750) 

 6. Wer kann eine Initiative unterschreiben? 
Alle EU-Bürgerinnen und Bürger, die das Mindestalter für eine Teilnahme an der 
Wahl des EP erreicht haben (in Österreich: 16 Jahre). Welche Daten Sie dafür 
preisgeben müssen, hängt von den Vorgaben der Länder ab. (In den meisten Ländern 
erforderlich: Name, Hauptwohnsitz, Geburtsdatum, Geburtsort, Nationalität, 
Ausweisnummer, Unterschrift mit Datum) 

 7. Was passiert, wenn ich eine Million Unterschriften gesammelt habe? 
Zuerst müssen Sie Ihre Unterstützungserklärungen den zuständigen Stellen in den 
einzelnen EU-Ländern übermitteln, welche die Gültigkeit der Unterschriften innerhalb 
von drei Monaten überprüfen und Ihnen dann ein Zertifikat ausstellen. Mit dem 
Zertifikat können Sie nun die Bürgerinitiative an die EK übergeben. Dann werden Sie 
eine Einladung erhalten, der EK Ihr Anliegen umfassend zu erklären und Ihre 
Initiative in einem öffentlichen Hearing im EP zu präsentieren. Innerhalb von drei 
Monaten muss die EK ihre Schlussfolgerungen zur Initiative und die von ihr 
beabsichtigten Maßnahmen öffentlich darlegen. 

 8. Was passiert mit den Unterschriften danach? 
Sie als Initiator sind dafür verantwortlich, die personenbezogenen Daten der 
Unterstützerinnen und Unterstützer Ihrer Initiative innerhalb eines Monats nach 
Übergabe an die EK oder innerhalb 18 Monate nach der Registrierung Ihrer Initiative 
vollständig zu vernichten. Dasselbe gilt für die EU-Mitgliedsländer innerhalb eines 
Monats nach der Ausstellung des Gültigkeits-Zertifikats. 

 9. Wann kann ich mit meinem Engagement beginnen? 
Die EU-Mitgliedsländer haben nach der Veröffentlichung der Bürgerinitiative im 
Amtsblatt der EU noch zwölf Monate Zeit, um die von der EK, dem EP und dem Rat 
beschlossenen Regeln in ihre Gesetzesbücher zu übernehmen. Voraussichtlich ab 
Jänner 2012 können Sie dann starten! 

 10. Wo erhalte ich weitere Informationen? 
Die EK wird in den nächsten Monaten eine Anlaufstelle für Ihre Fragen zur 
Bürgerinitiative einrichten. Weiters werden Ihnen die "Europe Direct"-
Informationsbüros als Ansprechpartner in den Bundesländern zur Verfügung stehen. 

Information: Die Fragen und Antworten wurden von der Österreichischen Gesellschaft für 
Europapolitik zusammengestellt. 
 
Quelle: http://www.zukunfteuropa.at/site/cob__41856/currentpage__0/6797/default.aspx  
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Europäische Institutionen, Konsumentenschutz, Nachhaltigkeit und Ressourcen 

EU-Kommission und Rat einigen sich über neue Verordnung zur Europäischen 
Bürgerinitiative 

EU-BürgerInnen dürfen jetzt direkt EU-Gesetze initiieren.  
 
Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union einigten sich gestern, 
Mittwoch, auf eine Verordung zur Europäischen Bürgerinitiative.  
 
Die Europäische Bürgerinitiative ist eine Art EU-Volksbegehren. Erstmals können EU-
BürgerInnen die Kommission so direkt ersuchen, neue Gesetzesinitativen einzubringen.  
 
Für eine Bürgerinitiative sind mindestens 1 Million Unterschriften von EU-BürgerInnen aus 
zumindest einem Viertel der Mitgliedstaaten notwendig, die innerhalb eines Jahres gesammelt 
werden müssen. Europäische Bürgerinitiativen müssen einen Politikbereich betreffen, in dem 
die Kommission Handlungsbefugnis hat und dürfen den Werten der EU gemäß den 
bestehenden Verträgen nicht widersprechen.  
 
Weitere Informationen finden Sie auf der Webseite der Österreichischen Gesellschaft für 
Europapolitik sowie auf der Themenseite „Die Europäische Bürgerinitative“ der EU-
Kommission.  

 Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
 Pressemitteilung EU-Kommission 
 Die Europäische Bürgerinitiative 

 
Quelle: http://www.eu-umweltbuero.at/cgi-bin/neu/cont.pl?contentart=themen&topnavid=36 
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Dezember 2010 
 

 
 

 
 

Wie initiiere ich eine Europäische Bürgerinitiative? 
 

Link zu ÖGfE-Analyse: 
 
http://www.europabuero.at/xbcr/SID-E815812F-29CF3F92/Europaeische_Buergerinitiative.pdf 
 

Europa-Büro des Landes Oberösterreich 

 

 
Ich lade Sie sehr herzlich ein, sich im virtuellen Europa-Büro umzusehen und sich über all 
jene Themen zu informieren, die Sie als Europäerinnen und Europäer interessieren und wissen 
sollten. Das Team des Europa-Büros in der Altstadt 30 in Linz bemüht sich sehr gerne um 
Ihre Anliegen.  

 

   KommR Viktor Sigl 

 
 
Europa-Büro des Landes Oö., Altstadt 30, 4021 Linz 
Tel: 0732 7720 - 14020 Fax: 0732 7720 - 21 40 22 
E-Mail: europabuero@ooe.gv.at 
 
 
Quelle: www.europabuero.at  
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Vergleich: Väterkarenz in Europa 
Finanzielle Anreize zur Wahrnehmung der Karent zählen. Skandinavien gilt als 
Vorreiter bei der Beteiligung der Väter an „Karenzzeiten“. In Österreich sind es gerade 
einmal fünf Prozent der Väter. 

In Österreich sind es gerade einmal fünf Prozent der Väter, die in Karenz gehen. Ab 1. Jänner 
2011 neu ist der „Papamonat“ im öffentlichen Dienst (siehe oben). In anderen EU-Ländern ist 
das Bild insgesamt ausgeglichener. Wobei der Anteil der Männer, die Vaterschafts- oder 
Elternurlaub nehmen, vor allem dort wächst, wo Anreize wie ein „Vaterschaftsgeld“ geboten 
werden. Als Vorreiter gelten skandinavische Länder, in denen bereits mehr als 70 Prozent 
Vaterschaftsurlaub machen. Zwar nützen auch dort Mütter den Großteil der Karenzzeiten, die 
Beteiligung der Männer wächst aber: In Schweden konsumierten Väter 2009 bereits 23,1 
Prozent der „Karenzzeit“-Tage. 

In Deutschland wuchs der Anteil der Väter in Elternzeit nach Einführung des neuen 
Elterngeldes 2007 sogar von 3,5 auf 18,6 Prozent 2009. Auch in Estland erhöhte sich der 
Anteil mit Einführung eines bezahlten Vaterschaftsurlaubs 2008 auf rund 50 Prozent. red./pö 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/621277/Vergleich_Vaeterkarenz-in-
Europa?from=suche.intern.portal 
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ORF Hohes Haus  

Mag. Schmidt zur EU-Stimmung in Österreich 
 
 
Moderation: 
 
Bei der Volksabstimmung im Jahr 1994 haben sich 67% für einen Beitritt Österreichs 
zur Europäischen Gemeinschaft ausgesprochen. Damals war der Jubel groß. Im 
Jänner 1995 ist Österreich Mitglied der Union geworden. Seit dieser Zeit erhebt die 
Gesellschaft für Europapolitik die Stimmung im Land zu verschiedenen EU-Themen. 
Derzeit werden gerade wieder 1000 Österreicher telefonisch befragt. Auch wenn die 
Studie erst im April veröffentlicht wird, erste Trends sind erkennbar. Das Vorurteil – 
die Österreicher stünden der EU inzwischen sehr skeptisch gegenüber – wird zum 
Beispiel nicht bestätigt. 
 
Paul Schmidt: 
 
Vor dem Hintergrund der Wirtschafts- und Finanzkrise sieht man ganz deutlich, dass 
eigentlich die Zustimmung zu einer österreichischen EU-Mitgliedschaft gestiegen ist. 
Wir sehen einen Anstieg von etwa 10 Prozentpunkten und knapp 80% der 
Österreicher wollen eigentlich bei der EU Mitglied bleiben. Knapp 70% der 
Österreicher sind der Meinung, dass es eine gute Sache ist, dass wir 1995 der EU 
beigetreten sind.  
 
Moderation: 
 
2004 und 2007 sind der EU neue, vor allem osteuropäische Staaten beigetreten. Die 
Bilanz zu diesen Erweiterungen fällt gemischt aus. Nach Einschätzung der 
Österreicher halten sich hier Vor- und Nachteile die Waage. Und auch bei einer 
neuen Erweiterungsrunde mit Ländern des Balkans sind die Befragten geteilter 
Meinung. 
 
Paul Schmidt: 
 
Hier gibt’s einen Unterschied zwischen Kroatien und den anderen Ländern des 
westlichen Balkans. Kroatien wird sehr positiv gesehen. Über 50% würden einen 
Beitritt Kroatiens zur Europäischen Union begrüßen. Die anderen Länder, bei denen 
der Beitritt noch nicht so aktuell und akut ist, haben hier ein leicht negativeres 
Image. Kroatien hat aber ein sehr gutes Image in Österreich. 
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Moderation: 
 
Die Österreicher erhoffen sich von der Europäischen Gemeinschaft eine Förderung 
des Wirtschaftswachstums. Gleichzeitig haben sehr viele von ihnen Sorgen, ob ihr 
Arbeitsplatz erhalten bleiben wird, wenn nächstes Jahr der europäische Arbeitsmarkt 
weiter geöffnet wird. 
 
Paul Schmidt: 
 
70% der bisher Befragten sind der Meinung, dass es große Auswirkungen geben 
könnte – für ihre persönliche Situation und für den österreichischen Arbeitsmarkt. 
Und 60% gehen davon aus, dass es einen starken Zuzug von Arbeitnehmern geben 
wird. 
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Krone Hit Radio - Interview mit Mag. Paul Schmidt 

Thema: Europäisches Bürgerbegehren 
 

Moderation: 
 
Immer mehr Details werden zu dem EU-weiten Bürgerbegehren bekannt, das die SPÖ und die 
deutsche SPD gemeinsam starten wollen, um den Druck für eine Finanztransaktionssteuer zu 
erhöhen. So ein EU-Volksbegehren hat es noch nie gegeben, die Sozialdemokraten müssen 
eine ordentliche Hürde überwinden, es müssen zumindest eine Million Unterschriften 
gesammelt werden und zwar aus mindestens einem Drittel der EU-Länder. Paul Schmidt von 
der Gesellschaft für Europapolitik: 
 
Paul Schmidt: 
 
„Es ist quasi das erste EU-weite Instrument zur direkten Demokratie und gibt erstmals den 
Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, hier Europa direkt mitgestalten zu können.“ 
 

 
 
Moderation: 
 
Unterdessen beschließt das Parlament heute die österreichische Beteiligung am Schutzschirm 
für den Euro. Das Parlament beschließt heute Österreichs Beteiligung am Euro-Hilfspaket. 
Unser Land sagt damit Haftungen von bis zu 13 Milliarden Euro zu. Auch die Hilfe für 
Griechenland wird beschlossen. Unterdessen sorgt der SPÖ-Vorstoß für ein EU-
Bürgerbegehren in Sachen Finanztransaktionssteuer weiter für Aufsehen. Den 
Sozialdemokraten könnte es durchaus etwas bringen, sagt Paul Schmidt von der Gesellschaft 
für Europapolitik. 
 
Paul Schmidt: 
 
„Ich glaub, das ist ganz spannend, weil klar ist:  Der, der die erste Initiative setzt, hat am 
meisten Werbung, am meisten Medien-Coverage und hat natürlich dadurch auch die größten 
Chancen, erfolgreich zu sein.“ 
 

 
 
Moderation: 
 
Das Rettungspaket für den Euro und die Hilfe für Griechenland sind heute Themen im 
Parlament. Österreichs Beteiligung daran wird beschlossen, davor geben Kanzler und Vize-
Kanzler Erklärungen ab. Unterdessen erhält die Debatte um eine europaweite Steuer auf 
Börsengeschäfte neuen Schwung. Die SPÖ macht sich ja mit der deutschen SPD für ein EU- 
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Bürgerbegehren in dieser Sache stark. Es wäre die erste derartige Initiative. Paul Schmidt 
von der Gesellschaft für Europapolitik: 
 
Paul Schmidt: 
 
„Eine Million Unterstützungsstimmen ist sicher keine Kleinigkeit und diese Stimmen müssen 
zumindest aus einem Drittel der Mitgliedstaaten kommen. Derzeit haben wir 27 
Mitgliedstaaten, das heißt, mindestens aus 9 Mitgliedstaaten müssten die Unterschriften 
kommen. Also das ist eine ganz schöne Herausforderung.“ 
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Budget cuts steal the limelight 

by Cristina Barbetta - published on 17 Giugno 2010 at 23:57 

Public spending will face a 1.7 billion euros cut in 2011 leaving civil society stranded. 

Paul Schmidt, 34, is Secretary General of the Austrian Society for European Politics, Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik, an organization founded in 1991 with the aim of informing the public 
about the European integration process. As the Austrian government announces cuts in public 
spending of 1.7 billion euros next year, Schmidt explains what is in store for civil society. 

What effect will government spending cuts have on Austria's non profit sector? 

A negative effect as a lot of small non profit organisations rely on public funding. Our organization has 
been lucky so far. However, public authorities that use public money in the field of European 
information policy are having their budgets cut which, of course, affects us. Our organization 
cooperates a lot with other institutions, including the public administration. If ministries cut their 
budgets it will be less likely that we can carry on co-operating the same way as when we do we also 
co-fund the projects we work on. I don't know what will happen next year, I know it will be harder as 
funding for information is always the first thing to be cut. 

Is the sector preparing itself for the effects of the cuts in any way? 

Not yet. I know that some offices are preparing themselves for more difficult times and they might be 
confronted with firing people, but on the lobbying side I haven’t heard very much about it. 

What challenges will the non profit sector face over the next five years? 

I think that the role of civil society will lose some of its weight. The government is so focused on 
budget cuts that all the other issues are no longer in the spotlight. One challenge will be for civil 
society to make itself heard even with less ressources at hand. The role the internet and the media 
play will therefore increase even further. The second challenge is the survival of small organizations. If 
there is no money, if you can’t employ anyone, how can you keep on working? There are project 
based offices and those projects are usually financed by the government, but also by private donors. 
If government cuts affect private wealth, private sector funding will also decrease. The non profit 
sector has to increase its level of creativity and efficiency in order to survive. 

Will anything positive come from the economic crisis? 

If you were idealistic, you could say that there is a chance that there might be a reform of the public 
administration and that this will mean more efficiency in the public sector, but I don’t know if that will 
actually take place. I think that there will be budget cuts across the board. Maybe in the best cases a 
reduced budget helps to really refocus on one’s strengths, like in Germany where e.g. research and 
development will be exempt from budget cuts. It implies that Germany chooses to focus on the 
sectors of public spending which are really important. But it remains to be seen whether this will really 
be an advantage. 

Article source: VITA Europe 
Page address: http://www.vita.it/news/view/104721  
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Krone Hit Radio – Interview mit Mag. Paul Schmidt 

Thema: Die belgische EU-Ratspräsidentschaft 
 
 
Moderation: 
 
Belgien löst heute Spanien ab und übernimmt für ein halbes Jahr den EU-Vorsitz. Die neue 
Ratspräsidentschaft wird sich mit alten Themen herumschlagen müssen. Allen voran mit der 
Finanz- und Währungskrise. Daneben will Belgien aber auch EU-Themen anderer Art 
vorantreiben, sagt Paul Schmidt von der Gesellschaft für Europapolitik. 
 
Paul Schmidt: 
 
Zum Beispiel Themen wie die Ausgestaltung des zukünftigen EU-Budgets, die Frage 
möglicher weiterer Erweiterungsschritte, den Klimaschutz, gemeinsame Asylpolitik. Und es 
geht um das Thema der gemeinsamen Funktionsweise der Europäischen Union, weil die 
Umsetzung des Vertrages von Lissabon noch nicht abgeschlossen ist. 
 

 
 
Moderation: 
 
Neuer EU-Vorsitz mit alten Themen. Auch die Ratspräsidentschaft Belgiens, das heute 
Spanien ablöst, wird von der Finanzkrise überschattet sein. So stehen auch Themen wie 
Asylpolitik und EU-Erweiterung auf der Agenda, doch die Wirtschaftsthemen werden 
dominieren. Von Vorteil ist, dass mit Belgien ein erfahrenes Land den Vorsitz hat, sagt Paul 
Schmidt von der Gesellschaft für Europapolitik. 
 
Paul Schmidt: 
 
Gerade zur Zeit einer Wirtschafts- und Finanzkrise ist es besonders wichtig, einzelne 
Maßnahmen aufeinander abzustimmen, damit nicht ein Land das eine tut und ein anderes 
Land das andere und sich hier negative Effekte von einem Land auf das andere übertragen. 
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O-TON.AT - Ihre Brücke in die Medien  7. Oktober 2010 

09.11.2010: 68% für Kroatien, 69% gegen die Türkei: 
Gemischte Stimmung gegenüber EU-Beitrittskandidaten  
Mit Kroatien, der Türkei, Island und Mazedonien sind derzeit vier Beitrittskandidaten im 
Gespräch mit der EU. Dabei stehen die Österreicher den Kandidaten geteilt gegenüber, wie 
eine aktuelle Umfrage der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) vom 
September zeigt. Während die Mehrheit Kroatien oder Island in der EU begrüßen würde, ist 
ein großer Anteil der Bevölkerung gegen den Beitritt der Türkei. Unsicher ist man sich bei 
Mazedonien. Paul Schmidt, Generalsekretär der ÖGfE, zu den aktuellen Umfragewerten zu 
Kroatien:  
 
“68 % der Österreicher würden einen EU-Beitritt Kroatiens begrüßen. Das ist ein sehr hoher 
Zustimmungswert – es ist der höchste Zustimmungswert, den es in den letzten Jahren für 
Kroatien gegeben hat. Der Zustimmungswert ist höher als etwa bei früheren Beitrittsländern 
wie zum Beispiel Tschechien, der Slowakei. Es scheint, dass je näher Kroatien an die 
Europäische Union heranrückt, desto positiver wird auch das Land von den Österreicherinnen 
und Österreichern gesehen. Das positive Image hängt sicher auch damit zusammen, dass 
Kroatien ein beliebtes Urlaubsland ist, dass es keine größeren bilateralen Probleme mit 
Österreich gibt und dass die österreichische Regierung stets aktiv Kroatien und Kroatiens 
Weg in die Europäische Union unterstützt hat.”  
 
62% der Befragten sprechen sich für eine Mitgliedschaft Islands aus. Paul Schmidt zur 
Stimmungslage:  
 
“Island ist ein sehr junger Beitrittskandidat. Island hat den Antrag auf EU-Beitritt erst im Juli 
2009 gestellt. Island wird in Österreich sehr positiv gesehen, hat ein sehr positives Image. 62 
% der Österreicherinnen und Österreicher stehen einem Beitritt Islands zur Europäischen 
Union positiv gegenüber, 21 % der Österreicherinnen und Österreicher sind dagegen. Grund 
für dieses positive Stimmungsbild in Österreich gegenüber Island ist sicher, dass Island als 
reiches Land gesehen wird, als ein Land mit hohen sozialen Standards. Island ist ein sehr 
kleines Bewerberland mit rund 300.000 Einwohnern. Und Island ist zur Zeit Mitglied der 
Europäischen Freihandelszone, ist Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraums und Mitglied 
des Schengen- Abkommens. Das heißt, Island ist schon sehr stark in Europa integriert. 
Abgesehen davon erwartet man sich von Island, dass es EU-Nettozahler sein wird.”  
 
Im Gegensatz dazu lehnt eine Mehrheit der Befragten den EU-Beitritt der Türkei ab. Paul 
Schmidt:  
 
“Derzeit sind rund 69% der Österreicher gegen einen türkischen EU-Beitritt, 17% würden ihn 
begrüßen. Die Ablehnung ist etwas geringer bei den jüngeren Befragten, je älter die 
Befragten, desto höher die Ablehnung. [...] Einerseits wird die Türkei medial anders behandelt 
als Kroatien, es ist ein wesentlich stärker polarisierendes Thema. Andererseits muss man auch 
sagen, die Türkei ist von ihrer Größe her, von ihrer geographischen Lage, aus geostrategischer 
Sichtweise, auch von ihrer wirtschaftlichen Entwicklung her ganz anders zu sehen als Island 
oder Kroatien.”  
 
Unsicher sieht man in Österreich Mazedonien, das schon seit 2005 Beitrittskandidat für die 
EU ist. 39% sagen ja, 37% nein zu einem Beitritt. Paul Schmidt:  
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“Mazedonien ist in Österreich ein ein bißchen unbekanntes Land. Es kommt selten in den 
Medien vor, die Beitrittsverhandlungen haben noch nicht begonnen, es ist nicht wirklich 
Thema. Daher dieses geteilte Meinungsbild in der Bevölkerung.”  
 
(Hintergrund: Am Dienstag, dem 9. November, präsentiert die EU-Kommission den neuen 
Fortschrittsbericht über die Beitrittsländer. Interessierte können die Präsentation auch live auf 
der Homepage der Kommission mitverfolgen. Ebendort kann der ganze Bericht später auch 
eingesehen werden: http://ec.europa.eu/).  
 
 
Hinweis: 
Aufzeichnung des Interviews: 7. Oktober 2010 
Veröffentlichung des Interviews: 9. November 2010 
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Krone Hit Radio – Interview mit Mag. Paul Schmidt 

Thema: „EU-Gipfel“ 
 
Moderation: 
 
Harte Kontroversen werden am 17 Uhr in Brüssel erwartet. Die Staats- und Regierungschefs 
der EU kommen zu einem zweitägigen Gipfel zusammen. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie 
man die Europäische Gemeinschaftswährung besser absichern kann. Besonders umstrittene 
Vorschläge zur Euro-Stabilisierung wird Deutschland vorlegen, sagt Paul Schmidt von der 
Gesellschaft für Europapolitik. 
 
Paul Schmidt: 
 
„Deutschland möchte eine Vertragsänderung, um ein Insolvenzrecht für EU-Mitgliedstaaten 
einzuführen und Deutschland hätte gerne, dass ein Mitgliedsland, das dauerhaft gegen 
Defizitregeln verstößt, im Extremfall sein Stimmrecht in EU-Gremien verliert.“ 
 
Moderation: 
 
Frankreich unterstützt diese Pläne. Mehrere andere EU-Länder wehren sich strikt dagegen. 
Der Schock der von Griechenland ausgelösten Eurokrise sitzt den EU-Politikern noch tief in 
den Knochen. Wie man die Stabilität der Gemeinschaftswährung verbessern kann - darüber 
beraten jetzt die Staats- und Regierungschefs der Union bei einem Gipfel in Brüssel. Und 
dabei legt Deutschland recht umstrittene Vorschläge auf den Tisch. Berlin will für eine 
Reform sogar den EU-Vertrag von Lissabon ändern. Paris unterstützt das, viele andere 
Länder sind dagegen. Auch Paul Schmidt von der Gesellschaft für Europapolitik ist skeptisch. 
 
Paul Schmidt: 
 
„Geht es dann wirklich nur um ein sogenanntes Insolvenzrecht oder probieren dann 
verschiedenste Länder, zusätzliche Inhalte in eine Vertragsänderung hineinzupacken? Wir 
sollten uns eigentlich um wirtschafts- und gesellschaftspolitische Impulse kümmern und nicht 
so sehr um eine Selbstbeschäftigung mit rechtlichen Rahmenbedingungen. Also da sehe ich 
die Gefahr einer Lähmung.“ 
 

 
 
Moderation: 
 
Wie kann der Euro besser abgesichert werden? Bei einem Gipfel in Brüssel berät die EU seit 
einer Stunde über eine Verschärfung des Euro-Stabilitätspaktes. Es werden harte 
Kontroversen erwartet, denn die deutsche Kanzlerin Angela Merkel hat umstrittene 
Vorschläge im Gepäck. Nur ein Jahr nach seiner Besiegelung will sie den EU-Vertrag von 
Lissabon schon wieder ändern. Und: Hartnäckige Defizitsünder sollen künftig sogar mit  
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einem Stimmrechtsentzug bestraft werden. Eine Sanktion, die bisher nur bei schweren 
Menschenrechtsverstößen verhängt wird, sagt Paul Schmidt von der Gesellschaft für 
Europapolitik. 
 
Paul Schmidt: 
 
„Ich glaube, dass ein Verstoß gegen Menschenrechte nicht damit vergleichbar ist, wenn ein 
Land seine Schulden nicht mehr zahlen kann. Ich glaube nicht, dass der Stimmrechtsentzug 
ein wirklich gangbarer Weg ist. Natürlich besteht auch das Risiko, dass so ein 
Stimmrechtsentzug bei kleineren Staaten leichter umzusetzen ist als bei größeren Staaten. 
Also das sollte nicht passieren.“ 
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ATV Aktuell 

„Wackeliger EU-Beitritt“ 
 
 
Moderation: 
 
Es ist kalt geworden am Wiener Brunnenmarkt. Österreicher und Türken verkaufen – 
Stand an Stand – Gemüse und Käse, doch die Stimmung bei Thema Nummer 1 bleibt 
unterkühlt. Egal ob Türken oder Österreicher, kaum jemand will die Türkei als EU-
Mitglied. 
 
Passant: 
 
Asien gehört zu Asien – Europa für Europa. 
 
Passant: 
 
Beide Seiten wollen einander nicht. 
 
Moderation: 
 
Eine neue Umfrage bestätigt diesen Trend: 68% sind für einen Beitritt der Kroaten 
zur Union, 62% für eine Beitritt der Isländer und immer noch 39% wollen 
Mazedonien in der EU. Bei der Türkei sind ganze 69% gegen eine Mitgliedschaft. 
 
Paul Schmidt: 
 
Ich bin natürlich auch der Meinung, dass man sich die Frage stellen sollte – nicht 
nur: ist die Türkei bereit der EU beizutreten, sondern natürlich auch: ist die EU 
bereit, einen türkischen Beitritt wirklich zu verkraften? 
 
Moderation: 
 
Deshalb sind auch die Türken skeptisch: nur noch 40% wollen der EU beitreten. Die 
Stimmung am Brunnenmarkt dürfte als noch länger nicht auftauen.  
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Krone Hit Radio – Interview mit Mag. Paul Schmidt 

Thema: „Überlebenskrise Euro/EU“ 
 
 
Moderation: 
 
„Die Europäische Union befindet sich in einer Überlebenskrise“ – mit diesem 
dramatischen Appell sorgt EU-Ratspräsident Herman van Rompuy für Aufsehen. 
Außerdem warnt er die Mitgliedstaaten vor einem Auseinanderbrechen der 
Eurozone. Der Ratspräsident spricht damit die Schuldenkrise von Ländern wie 
Griechenland, Portugal und Irland an. Experten beruhigen aber, es gäbe keinen 
Grund für übertriebene Panik, so Paul Schmidt von der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik: 
 
Paul Schmidt: 
 
Ich glaube, was der EU-Ratspräsident sagt, ist, dass es eine Europäische Union 
ohne den Euro nicht geben kann - heutzutage. Ich würde aber hier nicht 
dramatisieren wollen. Also Irland hat Probleme, keine Frage, aber die Europäische 
Union ist gut genug vorbereitet, um darauf zu reagieren. 
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Krone Hit Radio – Kommentar von 

Botschafter i.R. Dr. Albert Rohan 

Thema: Balkan Konferenz 
 
 
Moderation: 

 

Die österreichische Botschaft in Berlin ist heute und morgen Schauplatz einer 

hochrangig besetzten Balkan-Konferenz. Vertreter der Politik und Wirtschaft aus 

Deutschland, Österreich und den West-Balkanstaaten, wie Albanien, Bosnien, 

Kroatien und Serbien, setzen sich zusammen, um den Weg dieser Staaten in die EU 

zu besprechen. Politisch geht es um die Aussöhnung der Staaten - auch 

Außenminister Spindelegger ist vor Ort. Wirtschaftlich gesehen geht es um 

gemeinsame Investitionen, Export und Zusammenarbeit. Auch Spitzendiplomat Albert 

Rohan von der Gesellschaft für Europapolitik nimmt teil. 

 

Rohan: 

 

Das ist einfach unsere Nachbarschaft. Und für uns ist es wichtig, dass dort stabile 

Verhältnisse bestehen, dass ein gewisser Wohlstand dort Platz greift - für uns ist es 

schädlich, wenn südlich unserer Grenze ein Chaos herrscht. 
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APA0604 5 AA 0356 AI                                  Di, 23.Mär 2010 
 
Österreich/Bulgarien/USA/EU/Korruption/Justiz 
 
Bulgarien bereit für Verhandlungen mit USA über Raketenabwehrsystem 
 
Utl.: "Fortschritte bei Korruptionsbekämpfung in Bulgarien" - 
      Dimitrow beklagt Dominanz alter EU-Staaten bei geplantem EAD = 
 
   Wien (APA) - Bulgarien wäre nach Angaben seines Vize-Außenministers Konstantin Dimitrow bereit, 
mit den USA über ein NATO-Raketenabwehrsystem für Europa zu verhandeln. "Wenn sie uns 
Verhandlungen anbieten, würden wir mit Verhandlungen beginnen", sagte Dimitrow am Dienstag bei 
einem von der österreichischen Sektion der "Vereinigung europäischer Journalisten (AEJ)" 
organisierten Pressegespräch in der bulgarischen Botschaft in Wien. Das Ergebnis der Gespräche 
müsse aber offen sein. 
 
   Nach Angaben Dimitrows wäre eine Platzierung solcher Systeme in Südosteuropa angesichts einer 
möglichen Bedrohung aus dem Mittleren Osten schon rein nach geografischen Gesichtspunkten 
logisch. "Langstreckenraketen aus dieser Region würden zuerst auf oder über unser Gebiet fliegen." 
 
   Die von der EU geforderte Korruptionsbekämpfung sieht Dimitrow in Bulgarien auf einem guten 
Weg. Die neue Regierung unter Premier Bojko Borissow von der konservativen GERB sei erst ein 
halbes Jahr in Amt und es gebe sichtbare Fortschritte. Auch hohe Amtsträger könnten sich nicht 
sicher fühlen, es gebe Ermittlungen gegen Minister, Abgeordnete und Behördenchefs, sagte Dimitrow, 
der Mitglied der christdemokratischen DSB ist, die die GERB-Minderheitsregierung mitträgt. 
 
   Dimitrow ortet im Bezug auf Korruption und Kriminalität einen Stimmungswechsel in Bulgarien, ein 
"Erwachen der Zivilgesellschaft". Der Druck der Bevölkerung steige. Unter Innenmnister Zwetan 
Zwetanow (GERB) sei der Mut gewachsen, die Korruption zu bekämpfen und Verantwortliche zu 
verhaften. Außerdem habe es seit dem Amtsantritt der neuen Regierung "erst einen Mord im 
Zusammenhang mit organisierter Kriminalität gegeben". 
 
   Die Zähigkeit des als korrupt geltenden Justizsystems stoße auf zunehmende Intoleranz, so 
Dimitrow. Auch die EU fordert von Bulgarien schnellere und effizientere Gerichtsverfahren. Laut 
Dimitrow läuft derzeit eine Debatte, wie man das Justizsystem besser kontrollieren könnte. Für eine 
entsprechende Verfassungsänderung wäre eine Zweidrittelmehrheit im Parlament notwendig. 
 
   Wie etwa Österreich, Tschechien und andere kleinere Länder der EU, sorgt sich auch Bulgarien um 
schwindenden außenpolitischen Einfluss im geplanten Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD). 
Dimitrow sieht Bulgarien "nicht genug involviert" in die Konzeption der neuen EU-Behörde. Bulgarien 
kämpfe darum, nicht an den Rand gedrängt zu werden. Er fordert "volle Transparenz" und 
"geografische Balance". Die alten EU-Mitglieder seien in der Entscheidungsfindung überrepräsentiert. 
 (Schluss) bb/hf 
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Bulgarien: „Justizreform ist der größte Brocken“ 
24.03.2010 | 18:19 |  (Die Presse) 

Vize-Außenminister Konstantin Dimitrow über Bulgariens EU-Fortschritt. Die größten 
Probleme sind nach wie vor: das politisierte Justizsystem, Korruption und organisierte 
Kriminalität. 

Wien/Sofia(som). Der bulgarische Premier Bojko Borissow ist wahrlich ein Meister der 
Hermeneutik. Gebeten um einen Kommentar zur – im besten Falle mittelmäßigen – 
Beurteilung Bulgariens im aktuellen Fortschrittsbericht der EU-Kommission, stellte der 
Premier Bulgarien sogleich ein Vorzugszeugnis aus. 

In dem Papier habe die EU die Arbeit der Regierung mit einer glatten Sechs belohnt, so der 
Premier selbstbewusst. Eine Sechs – das ist die beste Note im bulgarischen Schulsystem, also 
eine Eins. 

Zu einer solchen Interpretation wagt sich Konstantin Dimitrow nicht vor. Doch auch der 
stellvertretende Außenminister, verantwortlich für EU-Agenden, beeilte sich gestern in Wien, 
den im Bericht positiv erwähnten „politischen Willen“ der neuen Regierung Borissow 
hervorzuheben.Diese Anmerkung ist tatsächlich neu, die Liste an Vorwürfen hingegen 
begleitet Bulgarien seit seinem EU-Beitritt 2007: das politisierte Justizsystem, Korruption und 
organisierte Kriminalität. Von diesen Punkten bezeichnet Dimitrow die Justizreform als den 
größten Brocken – und als die Herausforderung für den nächsten Fortschrittsbericht im Juli 
2010. 

Prozesse werden verschoben 
Dass – wie auch im aktuellen Papier wieder bemängelt – Verurteilungen in wichtigen 
Kriminal- oder Korruptionsfällen ausstehen, sieht Dimitrow in erster Linie als Schuld der 
Justiz. „Da haben wir als Exekutive keinen Einfluss.“ Öffentlicher Druck und eine Reform der 
Strafprozessordnung seien allerdings notwendig, damit Verhandlungen nicht wie bisher 
immer wieder mit fadenscheinigen Begründungen vertagt würden: „Jetzt kann man nichts 
dagegen tun, denn das ist legal.“ Einen anderen Missstand – die Veruntreuung bzw. das 
Missmanagement von EU-Geldern – will man mit einer Neubestellung beheben: Kürzlich 
wurde der 36-jährige Tomislaw Dontschew zum Minister für die Verwaltung der EU-Gelder 
ernannt. Der frühere Bürgermeister der herausgeputzten Kleinstadt Gabrowo soll die Hilfen, 
die zentral im Finanzministerium zusammenlaufen, verwalten – allerdings ohne eigenes 
Ministerium, nur mit einem kleinen Mitarbeiterstab ausgestattet. 

Bulgariens problematische Finanzgebarung von EU-Geld bringt nun auch ein Prestigeprojekt 
in Verzug: die zweite Donaubrücke zwischen Vidin und dem rumänischen Calafat. Die 
Brücke ist noch nicht fertig, doch die EU-Hilfen laufen aus. Premier Borissow setzt sich bei 
der Kommission für eine längere Laufzeit ein. „Wir hoffen auf eine Antwort in der ersten 
Jahreshälfte“, so Dimitrow. Die bulgarischen Prioritäten für die EU-Donauraumstrategie 
lassen sich von der Nachdrücklichkeit des Wunsches ableiten: Man hätte gern noch mehr 
Donaubrücken. 

© DiePresse.com 
 
http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/548524/print.do 
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APA0424 
 
 
Finanzen/Budget/Konjunktur/Griechenland/EU/Euro 
 
 
Spitzenbeamter Wieser gegen Ausschlussandrohungen aus Euro-Zone 
 
 
Utl.: EU-Finanzausschuss-Vorsitzender: Lohnpolitik an Wettbewerbsfähigkeit orientieren = 
 
 
   Wien (APA) - Der österreichische Spitzenbeamte Thomas Wieser, Vorsitzender des Wirtschafts- und 
Finanzausschusses (WFA) der Europäischen Union, sieht bei der aktuellen Griechenland-Krise eine 
verfehlte Wirtschaftspolitik des Landes in der Verantwortung. Jetzt nur über die Fiskalpolitik zu 
diskutieren hieße, die ursächlichen Probleme gar nicht anzugehen. Künftig sollte sich die Lohn- und 
Preispolitik in Griechenland als "kooperativer Prozess" an der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
orientieren, fordert der Sektionschef im Finanzministerium. 
 
   Die EU sollte ihre Lehren aus der Krise ziehen. Von der Androhung härterer Strafen bis zum 
Ausschluss aus der Euro-Zone hält Wieser nichts, stattdessen sollte die Fiskal- und Wirtschaftspolitik 
innerhalb Europas besser koordiniert werden. 
 
   In der Vergangenheit sei die Lohn- und Preispolitik in Griechenland so gestaltet worden, "als hätte 
man noch eine abwertbare Drachme", kritisierte Wieser heute Montag vor Journalisten in Wien in der 
Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik. Zu hohe Lohnabschlüsse hätten zum derzeitigen 
Zustand entscheidend beigetragen. So seien die Gehälter im öffentlichen Sektor Griechenlands 
innerhalb von nur einem Jahrzehnt um rund 120 Prozent gestiegen, im privaten Sektor liege die 
Lohnsteigerung nur knapp darunter. 
 
   Vier Lehren sollten aus der Griechenland-Krise für die EU gezogen werden, meint Wieser: Europa 
brauche stärkere Maßnahmen für eine fiskalpolitische Koordination, und zwar sollten die Partner "ex 
ante" noch vor der Budgeterstellung miteinbezogen werden. Weiters sei auch eine verstärkte 
wirtschaftspolitische Koordination notwendig, um massive Ungleichgewichte zu vermeiden. "Wir 
brauchen mehr Überwachung der Finanzmärkte", so der Spitzenbeamte, sowohl mikro- als auch 
makroökonomisch. Und schließlich sei eine Verbesserung der Auffangmechanismen innerhalb der 
Euro-Zone notwendig. 
 
   Eine koordiniertere Steuerpolitik in Europa kann sich Wieser bei direkten Steuern schwer vorstellen, 
dies sei derzeit nicht durchsetzbar. Bei wesentlichen Verbrauchssteuern gebe es zwar 
Mindeststeuersätze (etwa bei Tabak und Mineralölsteuer), bei der Körperschaftssteuer gebe es noch 
immer eine Diskussion über die gemeinsame Bemessungsgrundlage. In der Währungsunion sei das 
"Drehen am KöSt-Satz" quasi der Ersatz für den Wechselkurs, das Herunterfahren entspreche einer 
Abwertung der nationalen Währung. 
 (Schluss) gru/mer 
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Nowotny: Verstaatlichung wäre 
Angleichung an die Realität 
19.01.2010 | 08:41 |  (wirtschaftsblatt.at) 

"Die Vollverstaatlichung der OeNB wäre eine Angleichung an die europäische Realität", 
sagte Notenbankchef Ewald Nowotny am Rande einer Veranstaltung gegenüber der APA. 
"Die Mehrzahl der europäischen Notenbanken sind im Staatsbesitz", so der OeNB-
Gouverneur. Näher kommentieren wollte Nowotny die politische Diskussion rund um die 
Nationalbank mit Hinweis auf seine Unabhängigkeit aber nicht. 

Auf Einladung des Europa Club Wien referierte Nowotny Montagabend in Wien zum Thema 
"Finanzkrise - Reaktionen und Langfristperspektiven". Nowotny sprach von einer mittel- bis 
langfristigen Machtverschiebung von Europa und den USA nach Asien. Die derzeitige 
Wirtschaftskrise sei die erste Krise nach der Weltwirtschaftskrise, die von den 
Industrieländern ausgegangen sei. 

Globale Ungleichheiten im Bereich der Leistungsbilanzen wurden in der Krise abgebaut, 
werden aber mittelfristig wieder zunehmen, so Nowotny. "Der dauernde 
Leistungsbilanzüberschuss von China ist nicht haltbar", sagte Nowotny. Die asiatischen 
Länder seien aber nicht zur Aufwertung ihrer Währungen bereit, gleichzeitig habe die USA 
ein sehr hohes Leistungsbilanzdefizit. Laut Nowotny wollen die asiatischen Länder hohe 
Leistungsbilanzüberschüsse deshalb erzielen, um nicht wie in der Asienkrise vom 
Internationalen Währungsfonds (IWF) abhängig zu sein. 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Euro-Raum für die Jahre 2010 und 2011 beurteilt der 
Notenbank-Chef leicht pessimistisch: "Die Wachstumsdynamik wird im internationalen 
Vergleich deutlich zurückbleiben", so Nowotny. Die größte Herausforderung für die EU sei 
es, Wirtschaftswachstum zu generieren, damit es nicht zu einer "lost-decade" wie in Japan 
komme. Das Hauptproblem für Österreich und die EU sei derzeit zu wenig Wachstum. Eine 
gute Nachricht hatte Nowotny dann aber doch: "Inflation und Deflation ist im Euroraum kein 
Problem". 

Für Österreich erwartet Nowotny eine Konsolidierung des Staatshaushaltes ab dem Jahr 2011. 
Eine Konsolidierung sei absolut notwendig um die Budgetdefizite zurückzuführen und die 
Funktionsfähigkeit des Budgets zu erhalten. Jede erfolgreiche Budgetkonsolidierung in der 
Vergangenheit sei ausgaben- und einnahmenseitig erfolgt. Mindestens drei Jahren werde des 
dauern, bis das Wohlstandsniveau von vor der Krise wieder erreicht werde, rechnet Nowotny. 

Leitl macht Ausstieg von Mitwirkungsrechten abhängig 

Wirtschaftskammerpräsident Christoph Leitl macht den Verkauf der Wirtschaftskammer-
Anteile an  Nationalbank davon abhängig, ob die Kammer auch in Zukunft Zugang zu OeNB-
Gremien haben wird, wo die wirtschafts- und währungspolitischen Entwicklungen diskutiert 
werden. "Wenn das der Fall ist und die Rahmenbedingungen stimmen, dann kann man mit  
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uns reden", sagte Leitl am Montagabend bei einer Veranstaltung in Wien auf eine 
Journalistenfrage. Die Wirtschaftskammer ist mit 8,33 Prozent drittgrößte Aktionärin der 
OeNB.  

"Die Nationalbank ist ein Trust von Experten, die eine große Verantwortung auch für 
Österreich haben, ihre Prognosen sind geschätzt und ihre Strategien machen sie zu einem 
guten Partner für uns", sagte Leitl. Einen guten Partner lasse man nicht "Knall auf Fall" fallen. 

Die Überlegungen von Finanzminister Josef Pröll (V) bezüglich Unvereinbarkeit bei der 
Bankenprüfung könne er nachvollziehen. Warum aber eine Wirtschaftskammer (WKÖ) oder 
Industriellenvereinigung (IV) nicht dabei sein sollten, könne er derzeit nicht nachvollziehen. 

Pröll soll ihm ein Angebot machen, wenn er 100 Prozent haben will, so Leitl. Die Interessen 
der Wirtschaftskammer seien aber nicht rein monetär. Jetzt gelte es in Verhandlungen 
einzusteigen, um zu sehen, ob auch die Mitwirkungsvorstellungen der Wirtschaftskammer in 
der Nationalbank in Zukunft ausreichend gesichert seien. 

(APA) 

 
© Wirtschaftsblatt.at 
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OTS0087 5 II 0479 NSK0001      Di, 04. Mai 2010 
SPÖ/Stöger/Lebensmittelkennzeichnung 

Stöger: Versorgung mit qualitativ 
hochwertigen Lebensmitteln sicherstellen 
Utl.: Konsumenten haben ein Recht darauf, zu wissen, was sie kaufen =  
 
Wien (OTS/SK) - "Es geht bei der Lebensmittelkennzeichnung darum, wie sichergestellt 
werden kann, dass qualitativ hochwertige Lebensmittel angeboten werden. Daher haben 
europäische Rahmenbedingungen und Regelungen in Fragen des Lebensmittelrechts eine 
besondere Bedeutung", sagte Gesundheitsminister Alois Stöger am Montagabend bei der 
Veranstaltung "Europäische Lebensmittelkennzeichnung am Prüfstand" im Europa Club 
Wien. Bei der Lebensmittelkennzeichnung stelle sich vor allem die Frage, wie die Interessen 
der Konsumenten - die öfters in Widerspruch mit anderen Interessen stünden - gelagert sind, 
so Stöger. Wichtig für die Konsumenten sei die Qualität von Lebensmitteln sowie deren 
Vergleichbarkeit. Dafür gebe es mehrere europäische Regelungen, unter anderen die 
Nährwertkennzeichnungs-Richtlinie sowie die Verbraucherinformations-Verordnung über die 
Herkunft von Lebensmitteln. "Die Menschen wollen wissen, was sie kaufen - und sie haben 
ein Recht darauf", betonte Stöger. ****  
 
Der Gesundheitsminister nannte einige Probleme bei der derzeitigen europäischen 
Lebensmittelkennzeichnung. Ein zentrales Problem sei die irreführende Kennzeichnung: 
Wenn Produkte in der Werbung als gesundheitsförderlich, beispielsweise als "gesunde Jause 
für Kinder", beschrieben werden, glauben das viele Rezipienten - das entspreche aber häufig 
nicht der Wahrheit. Ein anderes Beispiel: Ein als "österreichisch" bezeichnetes Produkt kann 
sich z.B. nur auf die Herstellung in Österreich beziehen, ohne Berücksichtigung der Herkunft 
der Rohstoffe. Ein Irreführungsverbot sei im europäischen Regelwerk relativ offen formuliert 
und könne daher sehr unterschiedlich ausgelegt werden. Ein weiterer Knackpunkt seien 
gentechnisch veränderte Lebens- und Futtermittel. Diese müssen laut Verordnung 
gekennzeichnet werden. Das Fleisch eines mit gentechnisch verändertem Futter gefütterten 
Tieres hingegen muss nicht ausgewiesen, der Konsument also nicht informiert werden. Daher 
setzt sich der Gesundheitsminister für die Einführung eines staatlich anerkannten 
Gütezeichens "gentechnikfrei" ein. "Dadurch könnten die Konsumentinnen und Konsumenten 
wirklich frei entscheiden, was auf ihren Teller kommt", betonte Stöger.  
 
"Eine verständliche Lebensmittelkennzeichnung versetzt die Menschen in die Lage, 
Entscheidungen für ihre Gesundheit zu treffen. Den Konsumenten darf nichts vorgemacht 
werden", so der Gesundheitsminister, der weiter betonte: "Gute Lebensmittel müssen erzeugt 
werden, man kann sie nicht 'erprüfen'." Gelten in einem Land strengere Vorgaben als in der 
EU, so werde dies oft als "Handelshemmnis" betrachtet, so auch bei der Transfette-
Verordnung des Gesundheitsministers, welche strengere Grenzwerte für Transfette in 
Lebensmitteln festlegt. Stöger setzt sich auch für eine verpflichtende Herkunftskennzeichnung 
bei unverarbeiteten Produkten oder nur leicht verarbeiteten Produkten (z.B. Schinken) ein, 
sowie für den Ausbau der Kennzeichnung von nicht verpackten Lebensmitteln wie etwa in 
Bäckereien oder Gaststätten. Dass gute Ernährung in Österreich vereinfacht wird und dass 
diese mehr Raum im alltäglichen Leben hat, ist dem Gesundheitsminister ein großes 
Anliegen. Dafür habe er auch den Nationalen Aktionsplan Ernährung NAP.e in Auftrag 
gegeben.  
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Die Grußworte der Veranstaltung sprach Nikolaus Pálffy von der UniCredit Bank Austria 
AG, moderiert hat sie der Botschafter i.R. Dr. Wolfgang Wolte von der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik. Dem Vortrag des Gesundheitsministers folgte eine rege 
Diskussion des Themas aus den verschiedensten Perspektiven. (Schluss) bj  
 
Rückfragehinweis: SPÖ-Bundesorganisation, Pressedienst, Löwelstraße 18, 1014 Wien Tel.: 
01/53427-275 http://www.spoe.at/impressum  
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Die Vielfalt Europas aus dem Blickwinkel der Erasmus-Studierenden - 
Erasmus-Fotowettbewerb 
 
Wien (OTS) - Europa durch die Augen von Erasmus-Studierenden zeigt die 
Ausstellung "Ich l(i)ebe Europa!". Die Nationalagentur Lebenslanges Lernen, 
Koordinatorin des EU-Bildungsprogramms in Österreich, hat alle Erasmus-
Studierenden des Studienjahrs 2009/10 aufgerufen, ihr eigenes Bild von Europa zu 
machen. Über 300 Aufnahmen wurden eingereicht, die 30 besten touren ab Herbst 
als Wanderausstellung durch Österreichs Hochschulen. Am 10. Mai fanden die 
Ausstellungseröffnung und die Kür der acht Gewinnerinnen und Gewinner am 
Konservatorium Wien statt.  
 
Ausgewählt wurden die Gewinner-Fotos von einer Jury, der Vertreterinnen und 
Vertreter von Hochschulen, der Nationalagentur Lebenslanges Lernen, des 
Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung, der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik sowie der Erasmus-Botschafter 2009 angehörten.  
 
Die Gewinnerinnen und Gewinner konnten sich über tolle Preise freuen: Helmut 
Spindler erhielt für das Gewinner-Foto eine Brüsselreise, die einen Besuch des 
Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission sowie ein Treffen mit 
dem EU-Abgeordneten Hannes Swoboda einschließt. Anja Ahmetasevic erhielt für 
den 2. Platz einen 300-Euro-Gutschein von STA Travel. Judith Egger konnte sich 
über den 3. Platz und zwei Nächtigungen im CUBE NASSFELD für vier Personen 
freuen. Für die Plätze vier bis acht gab es Reisepakete von freytag & berndt. Ernst 
Gesslbauer, Leiter der Nationalagentur Lebenslanges Lernen: "Die Fotoausstellung 
zeigt die vielen Facetten des Erasmus-Programms. Studieren und Arbeiten in einem 
anderen Land schaffen Anreize, Unbekanntes kennen und vielleicht auch lieben zu 
lernen."  
 
Erasmus: Eine Erfolgsgeschichte 
 
Erasmus ist das erfolgreichste EU-Programm im Bildungsbereich. Bis heute haben 
europaweit insgesamt mehr als zwei Millionen Studierende von Erasmus profitiert. 
Das Interesse an Erasmus ist in Österreich ungebrochen: 2009 nahmen rund 5.000 
österreichische Studierende sowie 1.000 Lehrende und andere 
Hochschulangehörige teil. Erasmus fördert im Hochschulbereich Studienaufenthalte 
und Praktika, Unterricht und Fortbildung im Ausland. Es ist Teil des Programms für 
lebenslanges Lernen, das jährlich rund 10.000 Österreicherinnen und Österreicher 
mobil macht und in Österreich von der Nationalagentur Lebenslanges Lernen 
koordiniert wird.  
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Experten betonen Erfolge des europäischen Kampfes gegen Korruption 
 
Utl.: Internationale Kooperation und Prävention als erfolgreiche 
      Strategien = 
 
 Wien (APA) - Der europäische Kampf gegen Korruption habe in den vergangenen 
15 Jahren sowohl bei Fällen innerhalb der Institutionen der EU, als auch bei 
Vergehen in den Mitgliedsländern viele Erfolge verzeichnen können. Darüber waren 
sich Korruptions-Experten bei einer Diskussionsveranstaltung über die Bekämpfung 
der Korruption in Europa am Donnerstagabend im Haus der Europäischen Union in 
Wien einig. 
 
Als Erfolg wertete Martin Kreutner, Direktor der "European Partners Against 
Corruption", dass es gelungen sei, das "Thema zu enttabuisieren". Vor zehn Jahren 
sei die Ansicht noch weit verbreitet gewesen, dass es Korruption in afrikanischen 
Ländern gebe, nicht jedoch in entwickelten Ländern wie den Mitgliedsländern der 
Europäischen Union. Herbert Bösch, ehemaliger Betrugsberichterstatter des 
Europäischen Parlaments, wertete den geschlossenen Rücktritt der Europäischen 
Kommission 1999 als großen Erfolg. 
 
Damals waren die Französin Edith Cresson und ihr spanischer Kollege Manuel Marin 
im Mittelpunkt mehrerer Affären um mutmaßliche Günstlingswirtschaft gestanden, die 
der EU-Kommission unter dem luxemburgischen Kommissionspräsidenten Jacques 
Santer zum Verhängnis wurden. 
 
Korruption sei "eine der Hauptursachen von Wohlstandsverlusten" und ein Anzeichen 
der "Ineffizienz staatlicher Strukturen", sagte Marc Fähndrich, Stellvertretender Leiter 
der Vertretung der Europäischen Kommission in Österreich. Korruption sei fast schon 
zum "Volkssport" geworden, die Bürger "verlieren Respekt vor dem Staat". In diesem 
Sinne müssten "Institutionen mit gutem Beispiel voran gehen", so Fähndrich unter 
Verweis auf OLAF, das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung. 
 
Kreutner sprach sich für einen anderen Zugang zur Betrugsbekämpfung aus. Von 
der "reinen Strafverfolgung" sollte es in Richtung "Prävention" und 
"Bewusstseinsmachung" gehen, damit es gar nicht erst zum Betrug komme. Es sei 
ein Mitgrund der Finanzkrise, dass "ethische Werte korrumpiert" worden sind. Daher 
sei eine "ethische Diskussion" nötig, nicht nur eine rein strafrechtliche. Korruption sei 
mehr als nur ein Kavaliersdelikt, da sie die "Grundfeste des Staatsgefüges"in Frage 
stelle. 
 
Bisher verabschiedete internationale Konventionen über den Kampf gegen 
Korruption erachtete Kreutner als sinnvoll, es mangele jedoch an deren 
Implementierung und Umsetzung in den einzelnen Ländern. Europäische Länder 
hätten eine "gewisse Sehschwäche", wenn sie selbst von Korruption betroffen sind. 
Dies sei unbegründet, denn in höher entwickelten Ländern gebe es "höher 
entwickelte Formen von Korruption". 
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Internationale Kooperation auf dem Feld der Betrugsbekämpfung sei sehr wirksam, 
da einzelne Länder dadurch unter Zugzwang kämen, ebenfalls ihre "Hausaufgaben" 
zu machen, so Kreutner. Nicholas Ilett, Amtsführender Generaldirektor des 
Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung, sah in der Finanzkrise und 
Griechenlands aktueller Situation eine "traurige Angelegenheit", aus der Europa 
jedoch lernen könne. 
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Kampf gegen die Korruption 
 
Nationalen Eitelkeiten als Hindernis 
 
Die Europäische Union hat der Korruption den Kampf angesagt. Was das für 
Österreich bedeutet, haben Experten der Betrugsbekämpfungsbehörde OLAF, der 
EU-Kommission und der Organisation Transparency International in Wien diskutiert. 
 
Verdachtsmomente mit Folgen 
 
Die Bekämpfung von Korruption auf europäischer Ebene ist ein relativ junges Thema. 
Wer in den letzten 15 Jahren damit befasst war, hat automatisch die Weichen 
mitgestellt. Einer von ihnen ist Herbert Bösch (SPÖ), der im Europäischen Parlament 
ständiger Berichterstatter für Betrugsbekämpfung war und durch seine Arbeit als 
parlamentarischer Haushaltskontrolleur einst den Rücktritt der gesamten Kommission 
erreichte. Zur Erinnerung: Die Französin Edith Cresson und ihr spanischer Kollege 
Manuel Marin standen damals im Mittelpunkt mehrerer Affären um mutmaßliche 
Günstlingswirtschaft, dem damaligen Kommissions-Präsidenten Jacques Santer 
wurde dies zum Verhängnis. Rückblickend mein Herbert Bösch, dass es eine sehr 
spannende Zeit gewesen sei, die im Frühjahr 1999 mit dem - erstmaligen - Rücktritt 
einer europäischen Regierung einen Höhepunkt erreicht habe. Innerhalb von 
wenigen Monaten sei dann das Amt zur Korruptionsbekämpfung auf die Beine 
gestellt worden. 
 
OLAF, das im Juni 1999 geschaffenen Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung, ist 
eine Dienststelle der EU-Kommission, die der politischen Verantwortung des für den 
Gemeinschaftshaushalt zuständigen Kommissionsmitglieds untersteht und in Bezug 
auf seine operative Tätigkeit unabhängig ist. 
 
Frage des Respekts 
 
Korruption sei kein Kavaliersdelikt, sondern stelle vielmehr die Grundfeste des 
Staats- und Gesellschaftsgefüges in Frage. Und so brauche es einen 
gesamtgesellschaftlichen Ansatz und Diskurs, darüber waren sich die Diskutanten 
Donnerstagabend einig.  
 
Allein in Österreich würden geschätzte 26 Milliarden Euro pro Jahr - das sind fast 
zehn Prozent des Bruttonationalprodukts - in irgendwelchen geheimen Kassen 
versickern. Auch wenn das im Vergleich zu etwa einer Billion Euro, die pro Jahr 
weltweit an Bestechungsgeld im Umlauf sind, eher Peanuts sind, sei das bei weitem 
kein Grund, sich zurückzulehnen. 
 
Vorschriften, Regelungen und Empfehlungen zum Thema Korruptionsbekämpfung 
gäbe es genug - einzig mit mehr Leben sollten sie ausgestattet werden. Und die 
Mitgliedstaaten müssten wohl ein Stück weit ihre nationalen Eitelkeiten in den Griff 
bekommen - nur so könne man effizient und vernetzt arbeiten und auch verhindern, 
dass die Bürger irgendwann den Respekt vor ihrem Staat verlieren. 
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SPÖ/Schieder/Wirtschaft/Europa/International

Schieder bei Vranitzky-Kolloquium: Europa muss aktivere Rolle in multipolarer
Welt übernehmen

Utl.: "Europas Stärke ist der Zusammenhalt" =

   Wien (OTS/SK) - "Angesichts der globalen Veränderungen der letzten

16 Jahre seit der Unterzeichung des EU-Beitrittsvertrags Österreichs

am 24. Juni 1994 in Korfu ist Europa gefordert eine aktivere Rolle in

der multipolaren Welt zu übernehmen", erklärte Finanzstaatssekretär

Andreas Schieder beim Vranitzky-Kolloquium zum Thema "Europa in der

multipolaren Welt" am Donnerstag. Genau 16 Jahre nach der

Unterzeichnung zeigen Zahlen deutlich, dass sich die Zustimmung in

den drei damals beigetretenen Ländern (neben Österreich noch Finnland

und Schweden) kaum verändert habe. "Nur etwa ein Fünftel hat ein

negatives Bild von der Europäischen Union", zitierte Schieder. Die

Herausforderungen an Europa seien vielschichtig. "Wir müssen aber

gerade in Folge der Krise zeigen, dass das europäische Sozialmodell

des Ausgleichs ein Zukunftsmodell ist. Dafür muss aber auch die Union

Verbesserungen vornehmen." ****

Auch Ex-Kommissionspräsident Romano Prodi habe in dieser Woche darauf

verwiesen, dass die EU "geschlossener auftreten" müsse und auf

"nachhaltigeres Wachstum" setzen müsse. "Die Union ist Beobachter,

nicht Akteur auf der internationalen Bühne", das sei die bittere

Erkenntnis Prodis, so Schieder. Dies gelte es zu ändern, denn die

Europäische Union müsse sich klarer und deutlicher in

unterschiedlichen Fragen, die durch die multipolare Welt und die

Globalisierung entstanden seien, positionieren. 

"Der internationale Wettbewerb macht es unabdingbar, dass Europa

seine Stärken stärkt und in Bildung, Forschung und Entwicklung und

Infrastruktur investiert." Ebenso gelte es die negativen Folgen der

Globalisierung wie Sozial- und Lohndumping zu bekämpfen. "Ein

stärkerer Internationalismus erfordert vom politischen Personal, dass

entsprechende Qualifikationen aufgebaut und eingebracht werden." 

Die Schulden mit denen sich die Staaten der Welt nun konfrontiert

sehen, seien die Resultate der Krise, führte der Staatssekretär aus.

"Wer sagt, die Schulden sind die Ursache der Krise, der vernebelt

damit die große Frage nach der Regulierung und Kontrolle der

Finanzmärkte. Jaques Delors hat gesagt, es braucht eine Rückgewinnung

von einem Teil jener Souveränität, die durch die Globalisierung

verloren ging. Europas Stärke ist der Zusammenhalt, wir sind jene
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Region der Welt, mit dem größten gesellschaftlichen Zusammenhalt. Und

diesen Vorteil müssen wir auch in einer multipolaren Welt

einbringen", so Schieder. (Schluss) rb/mp

Rückfragehinweis:

   SPÖ-Bundesorganisation, Pressedienst, Löwelstraße 18, 1014 Wien 

   Tel.: 01/53427-275

   http://www.spoe.at/impressum

Digitale Pressemappe: http://www.ots.at/pressemappe/195/aom

*** OTS-ORIGINALTEXT PRESSEAUSSENDUNG UNTER AUSSCHLIESSLICHER

INHALTLICHER VERANTWORTUNG DES AUSSENDERS - WWW.OTS.AT ***

OTS0268    2010-06-24/15:31

241531 Jun 10

Link zur Aussendung:

http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20100624_OTS0268
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Der ungarische Außenminister in Wien 

 

In seinen Einführungsworten hob der neue ungarische 
Außenminister, Dr. János Martonyi bei der ersten 
Pressekonferenz seit seinem Amtsantritt in Wien 
hervor, dass er auch dieses Mal eine konstruktive 
Auffassung und Freundschaft auf österreichischer 
Seite erfuhr. Er informierte gemeinsam mit seinem 
österreichischen Amtskollegen, Michael Spindelegger 
die Vertreter der Presse über die bilateralen 
Verhandlungen. Der Gast bedankte sich dafür, dass er 
gebeten wurde, als Gastredner bei der diesjährigen 

österreichischen Botschafterkonferenz aufzutreten. Er kündigte an, dass beide Länder 
vorhätten, nächstes Jahr eine gemeinsame Botschafterkonferenz zu organisieren, was bisher 
als beispiellos gilt. Er unterstrich, dass auch diese geplante Veranstaltung beweise, in 
welchem Ausmaß beide Länder den Zentral-Europäischen Gedanken verkörpern.  
 
Außenminister Martonyi erklärte, dass Ungarn und Österreich im Sinne der Sparsamkeit und 
Erweiterung der Zusammenarbeit weitere Möglichkeiten untersuchen, gemeinsame 
diplomatische Vertretungen zu etablieren. 

Die Donau-Strategie betreffend bekräftigte er, dass es im Sinne Ungarns ist, wenn die 
Europäische Union dieses umfassende Entwicklungsprogramm bereits in der 1. Hälfte 
nächsten Jahres, also während der ungarischen EU-Präsidentschaft annehmen würde.  
 
Im Zusammenhang mit dem West-Balkan betonte er, dass beide Staaten befürworten, dass die 
Länder dieser Region sich mit der Zeit vollkommen in das europäische Integrationssystem 
einfügen.  
 
Bezüglich der Meinungsverschiedenheiten zwischen Österreich und Ungarn deutete er darauf 
hin, das diese keineswegs das bilaterale Grundverhältnis berühren, jedoch wäre es wichtig, 
wenn die Österreichische Regierung klarmachen würde, dass die in Vorbereitung befindliche 
Müllverbrennungsanlage in Heiligenkreuz weder lokalen oder sonstigen Interessen dient.  
 
Auf Fragen wiederholte Dr. Martonyi, dass es ein Fehler war, seitens der ungarischen 
Regierung niemanden zu dem Göttweiger Forum zu delegieren, obwohl er persönlich keine 
Einladung erhalten hätte. Er versprach, das nächste Mal auf jeden Fall an der Konferenz 
teilzunehmen, da es dort immer um wesentliche Themen gehe. 

Über die doppelte Staatsbürgerschaft sprechend schloss er erneut aus, diese massenweise an 
die Mitglieder der ungarischen Minderheiten in den benachbarten Ländern zu erteilen. Wie 
erwähnt, werde nur die Möglichkeit geschaffen, die Einbürgerung auf individueller Basis 

Pressespiegel 2010 - Seite 90



ersuchen zu können, sollte der/die Betroffene den sonstigen Auflagen entsprechen. 
Nichtsdestoweniger ist es aber von Belang, dass jenes diskriminative Element aus dem 
ungarischen Rechtssystem entfernt wurde, wonach jeder der im Ausland lebenden Ungarn 
relativ leicht die ungarische Staatsbürgerschaft erlangen könne, mit Ausnahme jener, die zu 
den ungarischen Minderheiten jenseits der Grenzen des Mutterlandes gehören.  
 
Der Minister wies darauf hin, dass Ungarn einen komplexen Dialog über alle strittigen 
Themen mit der neuen slowakischen Führung in die Wege leiten wolle, und zwar um 
schnellmöglich zu einem positiven Ergebnis kommen zu können.  

 

 

 

 

 

 

Im Laufe der eintägigen Reise stattete Dr. János Martonyi einen Höflichkeitsbesuch beim 
österreichischen Staatspräsidenten, Heinz Fischer ab, begegnete den Vertretern der 
ungarischen Minderheit in Österreich, führte ein kurzes Gespräch mit Herrn. Wolfgang 
Schüssel, dem Vorstand der Österreichischen Außenpolitischen und UNO Gesellschaft. Der 
letztere trat mit Botschafter István Horváth zusammen als Gastgeber auf, als der Minister in 
den Räumlichkeiten der ungarischen Diplomatischen Vertretung in Anwesenheit von einem 
etwa 300 köpfigen Publikum einen Vortrag über die mittel-europäische Politik Ungarns hielt. 
Zur Vorbereitung dieser Veranstaltung trugen auch die Diplomatische Akademie, die 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik sowie das Institut für Donauraum und Mittel-
Europa bei. 

 

Quelle: 
http://mfa.gov.hu/kulkepviselet/AT/Deutsch/de_aktuelles/martonyi_janos_becsben_20100716
.htm?printable=true  
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Ö1 ORF.at         25.11.2010 
 
 
EU, Finanzen  

Vranitzky gegen Krisengerede 
"Unberufene sollen schweigen" 

In der Diskussion über Finanzhilfe für schwächelnde 
EU-Mitglieder ruft Altbundeskanzler Franz Vranitzky 
(SPÖ) zu einer sachlichen Diskussion auf. Nur 
verantwortliche und kompetente Stimmen sollten sich 
zu Wort melden, so Vranitzky am Rande einer 
Veranstaltung in Wien. 

 
© Pfarrhofer, APA 
Die Lage sei ernst, aber sie werde nicht besser, indem sich "Unberufene ununterbrochen zu 
Wort melden", so der Alt-Bundeskanzler. 

Unberufene sollen schweigen 

Vranitzky ruft dazu auf, dass sich "nicht alle fünf Minuten irgendwo in der EU jemand zu 
Wort meldet und irgendeiner Währung, irgendeinem Staat etwas Fürchterliches prophezeiht." 
Denn das seien "nicht alle wirklich berufene Leute". Sein Appell: "Lasst die Leute reden, die 
verantwortlich sind, die davon etwas verstehen. Das ist der EZB-Präsident, das sind die 
Finanzminister, das ist (der Vorsitzende der Euro-Gruppe) Jean-Claude Juncker, und sonst 
schon niemand. Die anderen sollen sich zurückhalten." Die Lage sei ernst, aber sie werde 
nicht besser, indem sich "Unberufene ununterbrochen zu Wort melden." 

Finanzmärkte brauchen Kontrolle 

Die Ursache der Misere, so Vranitzky: Die Finanzwirtschaft habe sich im vergangenen 
Jahrzehnt "verselbständigt" und eine dominierende Rolle über die Güterwirtschaft erlangt. 
Nun müsse man dagegen kämpfen, dass sich dieser Prozess noch weiter ausdehnt, und 
Regulative schaffen, um ein "Minimum an Kontrolle" über die Finanzmärkte zu erreichen. 

Austritt keine Lösung 

Der von manchen diskutierte Austritt aus der Eurozone wäre nach Ansicht Vranitzkys 
theoretisch möglich, "aber ich würde es nur niemandem empfehlen". Das wäre wie "ohne 
Schwimmreifen und Neoprenanzug in den kalten Ozean zu springen". 
 
Franz Vranitzky, ehemaliger Bankenchef, Ex-SPÖ-Finanzminister und Bundeskanzler von 
1996 bis 1997, hat den EU-Beitritt Österreichs und auch den Beitritt zur Euro-Zone 
mitverhandelt. Das "Vranitzky Kolloquium" hatte für diesen Donnerstag anlässlich seines 
siebenjährigen Bestehens zu einem Symposium unter dem Titel "Die Ära Vranitzky: Ihre 
Wirtschafts- und Europapolitik im Vergleich zu heute" geladen. 

25.11.2010 
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15 Jahre EU-Mitgliedschaft Österreichs – 
Eine Bilanz 

 
 
 

Hauptaussagen einer österreichweiten Umfrage 
(Tel SWS 189, März 2010, N=752) 

 
 
 
 

Mittwoch, 31. März 2010 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
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WashatunsdieEUgebracht?
Der Europatag am 9.
Mai gibt Österreich die
Chance, Bilanz über
eineinhalb Jahrzehnte
EU-Mitgliedschaft

zu ziehen.

Die Krise um die Staats-
finanzen Griechen-
lands hat die Debatte

neu entfacht: Was haben die
27 Mitgliedsstaaten von der
Europäischen Union? Sind
mit der EU-Mitgliedschaft
nur Verpflichtungen ver-
bunden – oder auch Vortei-
le?
Der Europatag am kom-
menden Wochenende, dem
9. Mai, gibt gerade Öster-
reich besondere Gelegen-
heit, eine Zwischenbilanz zu
ziehen: Seit 15 Jahren ist Ös-
terreich Mitglied der Euro-
päischen Union. Sind wir
nur Nettozahler – oder auch
Profiteur der EU-Gemein-
schaft?
Geht es nach den Wirt-
schaftsexperten, dann hat
Österreich in den vergange-
nen 15 Jahren große Vorteile
aus dem EU-Beitritt gezo-
gen:
15 Jahre EU-Mitglied-
schaft brachten Österreich
einen realen Wachstumsim-
puls von jährlich 0,6 Pro-
zentpunkten des BIP pro
Kopf. Dies ermöglichte die
Schaffung von 14.000 neuen
Arbeitsplätzen pro Jahr.

Kritik Den wirtschaftlichen
Vorteilen steht ein kritisches
Verhältnis der Österreicher
zur Europäischen Union ge-
genüber: Bei der Volksab-
stimmung am 12. Juni 1994
stimmten zwar noch 66,6
Prozent der österreichi-
schen Wählerinnen und
Wähler für den EU-Beitritt.
Doch laut jüngster Euroba-
rometer-Umfrage beträgt
die Zustimmung zur EU nur
42 Prozent – im EU-Durch-
schnitt sind es 53 Prozent.

15 Jahre Beitritt Österreichs

Allerdings: Geht es um die
Frage Mitgliedschaft oder
Austritt aus der EU, dann ge-
ben die Daten ein anderes
Bild: Laut einer Umfrage der
Österreichischen Gesell-
schaft für Europapolitik
(ÖGfE) sieht die großeMehr-
heit der Österreicher die Zu-
gehörigkeit zur EU gerade in
Zeiten der Finanz- undWirt-
schaftskrise positiv. Für 73
Prozent ist die Zugehörigkeit
zur EU selbstverständlich:
„Durch die Wirtschaftskrise
ist der Wunsch, in der EU zu
bleiben, noch gestiegen“,
analysiert ÖGfE-Generalse-
kretär Paul Schmidt.
WasdieUmfragewerte be-

trifft, konnte Österreich
auch den letzten Platz im
EU-Ranking abgeben: Mitt-
lerweile liegt Österreich, was
die Beliebtheit der EU im ei-

genen Land betrifft, schon
vor Tschechen, Letten, Un-
garn und Briten an fünftletz-
ter Stelle.
Der Stimmung in der Be-

völkerung steht die Bewer-
tung durch die österreichi-
schen Politik gegenüber.
„Ein historisches Datum,
das auf eine Stufe mit der
Staatsgründung 1918 und
dem Staatsvertrag 1955
steht“: So hatte der damalige
Bundeskanzler Franz Vra-
nitzky den Beitritt Öster-
reichs zur Europäischen
Union am 1. Jänner 1995 eu-
phorisch beschrieben.

Entwicklung Seit diesem „his-
torischen Datum“ hat sich
für Österreich tatsächlich
viel getan: Neben dem Weg-
fall der Zollkontrollen, dem
Zugang zu den Märkten der

EU-Mitgliedstaaten und der
Öffnung der Grenzen mit
dem 1997 umgesetzten
Schengen-Abkommen stell-
te die Einführung der neuen
Gemeinschaftswährung Eu-
ro für die Österreicher die
einschneidendste Verände-
rung ihres Alltags dar.
Mit derOsterweiterung im

Mai 2004 vergrößerte sich
außerdem die Europäische
Union von 15 auf 25, im Jahr
2007 auf 27Mitglieder.
Inden15 JahrenhatÖster-

reich zwei Mal turnusmäßig
für jeweils ein halbes Jahr
den Ratsvorsitz der Europäi-
schen Union geführt: 1998
und 2006.
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Europatag: EU feiert 60. Geburtstag
Zeitgeschichte Die Europäi-
sche Union feiert jährlich am 9.
Mai den Europatag. Sie gedenkt
damit der Geburtsstunde der
EU.

Gründervater Mit dem Euro-
patag wird das Andenken an den
Politiker geehrt, der vor 60 Jah-
ren den entscheidenden Schritt

zur europäischen Integration
setzte: Der damalige französi-
sche Außenminister Robert
Schuman präsentierte am 9. Mai
1950 seine Vision eines Zusam-
menwachsens Europas. Aus-
gangspunkt war die Gründung
der Europäische Behörde für
Kohle und Stahl, der späteren
Montanunion.

· ·······························································································································

· ·······························································································································

KURIER
SAMSTAG, 1. MAI 201010 EXTRA

Die Zukunft Europas: Die Jugend sieht Österreichs Verhältnis zur Europäischen Union positiv – zahlreiche Aktionen zum Europatag 2010 sollen diesen Trend unterstützen
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ÖsterreicherInnen zeigen  
Solidarität mit Griechenland 

 
 
 

Hauptaussagen einer österreichweiten Umfrage 
(Tel SWS 190, Mai 2010, N=559) 

 
 
 
 

Freitag, 21. Mai 2010 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
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Österreicher vertrauen mehrheitlich in den Euro 
 
61 Prozent mit großem Euro-Vertrauen  
 
Die Österreicher vertrauen trotz Krise mehrheitlich in den Euro. 61 Prozent der 
Bevölkerung haben großes Vertrauen in die Gemeinschaftswährung, geringes 
Vertrauen haben lediglich 38 Prozent. Dies ergab eine Umfrage der 
Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft (SWS) im Auftrag der österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE).  
  
Die Mehrheit der Österreicher steht auch der Griechenland- Hilfe positiv gegenüber. 
Zwei Drittel (66 Prozent) der Befragten halten das Darlehen für gut, "weil Österreich 
damit als EU- Land seine Solidarität zeigt". 63 Prozent sehen die Hilfe als 
"notwendige Maßnahme", um den Euroraum insgesamt zu stützen. Fast die Hälfte, 
nämlich 47 Prozent der Befragten, meinen allerdings, dass Griechenland seine 
Probleme selber lösen sollte. 57 Prozent der Befragten halten die Beteiligung 
Österreichs am EU- Stabilitätspaket für Mitgliedstaaten, die in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten sind, für richtig und meinen, man müsse in diesem Fall 
solidarisch sein. 
 
Die Kooperation der EU- Länder zur Bewältigung der aktuellen Krise wird von den 
Österreichern eher zurückhaltend beurteilt. 22 Prozent halten sie für "sehr gut bzw. 
gut", ein Viertel bewerten sie mehr oder weniger negativ. Die Mehrheit oder 52 
Prozent äußert sich unentschieden. 
 
Keine Auswirkungen haben die aktuellen Entwicklungen auf die grundsätzliche 
Einstellung der Befragten zur Mitgliedschaft Österreichs in der EU. Weiterhin ist die 
überwiegende Mehrheit, nämlich 79 Prozent der Österreicher, für die EU- 
Mitgliedschaft. 72 Prozent der Befragten halten die Beitrittsentscheidung aus 
heutiger Sicht für richtig, 25 Prozent halten sie für falsch. Befragt wurden 559 
Österreicherinnen und Österreicher per Telefon in der Zeit vom 12. bis 19. Mai 2010. 
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Österreicher vertrauen mehrheitlich in den 
Euro 
21. Mai 2010 | 14:32 | wien | apa | 
 
Die Österreicher vertrauen trotz Krise mehrheitlich in den Euro. 61 Prozent der Bevölkerung 
haben großes Vertrauen in die Gemeinschaftswährung, geringes Vertrauen haben lediglich 38 
Prozent. Dies ergab eine Umfrage der Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft (SWS) im 
Auftrag der österreichischen Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE). 
 

Die Mehrheit der Österreicher steht auch der Griechenland-Hilfe positiv gegenüber. Zwei 
Drittel (66 Prozent) der Befragten halten das Darlehen für gut, „weil Österreich damit als EU-
Land seine Solidarität zeigt“. 63 Prozent sehen die Hilfe als „notwendige Maßnahme“, um 
den Euroraum insgesamt zu stützen. Fast die Hälfte, nämlich 47 Prozent der Befragten, 
meinen allerdings, dass Griechenland seine Probleme selber lösen sollte. 57 Prozent der 
Befragten halten die Beteiligung Österreichs am EU-Stabilitätspaket für Mitgliedstaaten, die 
in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten sind, für richtig und meinen, man müsse in diesem 
Fall solidarisch sein. 

Die Kooperation der EU-Länder zur Bewältigung der aktuellen Krise wird von den 
Österreichern eher zurückhaltend beurteilt. 22 Prozent halten sie für „sehr gut bzw. gut“, ein 
Viertel bewerten sie mehr oder weniger negativ. Die Mehrheit oder 52 Prozent äußert sich 
unentschieden. 

Keine Auswirkungen haben die aktuellen Entwicklungen auf die grundsätzliche Einstellung 
der Befragten zur Mitgliedschaft Österreichs in der EU. Weiterhin ist die überwiegende 
Mehrheit, nämlich 79 Prozent der Österreicher, für die EU-Mitgliedschaft. 72 Prozent der 
Befragten halten die Beitrittsentscheidung aus heutiger Sicht für richtig, 25 Prozent halten sie 
für falsch. Befragt wurden 559 Österreicherinnen und Österreicher per Telefon in der Zeit 
vom 12. bis 19. Mai 2010. 

© SN/SW 

http://www.salzburg.com/online/nachrichten/wirtschaft/Oesterreicher-vertrauen-mehrheitlich-
in-den 
Euro.html?article=eGMmOI8V5gekJzuebk2H6xJrmAnEDnGjwtxTmon&img=&text=&mode
=&  
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Österreicher vertrauen in den Euro 

WIEN. Die Österreicher vertrauen trotz Krise mehrheitlich in den Euro: 61 
Prozent der Bevölkerung haben großes Vertrauen in die 
Gemeinschaftswährung, geringes Vertrauen haben lediglich 38 Prozent.  
 
Dies ergab eine Umfrage der Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft (SWS) im Auftrag 
der österreichischen Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE). Die Mehrheit der Österreicher 
steht auch der Griechenland-Hilfe positiv gegenüber: Zwei Drittel (66 Prozent) der Befragten 
halten das Darlehen für gut, "weil Österreich damit als EU-Land seine Solidarität zeigt". 63 
Prozent sehen die Hilfe als "notwendige Maßnahme", um den Euroraum insgesamt zu stützen. 
Fast die Hälfte, nämlich 47 Prozent der Befragten, meinen allerdings, dass Griechenland seine 
Probleme selber lösen sollte. 
 

Weiter für EU-Mitgliedschaft 

57 Prozent der Befragten halten die Beteiligung Österreichs am EU-Stabilitätspaket für 
Mitgliedstaaten, die in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten sind, für richtig und meinen, 
man müsse in diesem Fall solidarisch sein. Die Kooperation der EU-Länder zur Bewältigung 
der aktuellen Krise wird von den Österreichern eher zurückhaltend beurteilt: 22 Prozent 
halten sie für "sehr gut bzw. gut", ein Viertel bewerten sie mehr oder weniger negativ. Die 
Mehrheit oder 52 Prozent äußert sich unentschieden. 

Keine Auswirkungen haben die aktuellen Entwicklungen auf die grundsätzliche Einstellung 
der Befragten zur Mitgliedschaft Österreichs in der EU. Weiterhin ist die überwiegende 
Mehrheit, nämlich 79 Prozent der Österreicher, für die EU-Mitgliedschaft. 72 Prozent der 
Befragten halten die Beitrittsentscheidung aus heutiger Sicht für richtig, 25 Prozent halten sie 
für falsch. Befragt wurden 559 Österreicherinnen und Österreicher per Telefon in der Zeit 
vom 12. bis 19. Mai 2010. 

 

http://www.nachrichten.at/nachrichten/wirtschaft/art15,396989  
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Einstellung zur Einführung einer 
Transaktionssteuer 

 
 
 

Hauptaussagen einer österreichweiten Umfrage 
(Tel SWS 186, Oktober/November 2009, N=1001) 

 
 
 
 

Donnerstag, 27. Mai 2010 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
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Greift uns der Staat tiefer in die Tasche? Auf Österreich rollt eine 
Steuererhöhung zu 
 
Koalition will Banken & Spekulanten zur Kasse bitten 
Wird Mehrwertsteuer & Mineralölsteuer noch höher? 
 
Explodierende Sozialausgaben, schrumpfende Steuereinkünfte und ein 
milliardenschweres Bankenrettungspaket - der Staat versinkt im Schuldensumpf. Für 
2010 wird bereits mit einer Neuverschuldung von 4,7 Prozent gerechnet - klar, dass 
der Staat dieses Geld wieder irgendwo hereinholen muss. Bei Ideen für neue 
Steuern zeigt sich die Regierung wieder einmal einfallsreich - und nimmt uns alle ins 
Visier. 
Zuallererst soll ein Wirtschaftszweig zur Kasse gebeten werden, dem viele die 
Schuld für die aktuelle Krise geben: Die Finanzwelt.  
Für Finanzminister Pröll stellt "klar, dass die Banken mitzahlen und einen Beitrag zur 
Sanierung der Haushalte leisten werden müssen." 
 
Bankensteuer und Spekulantensteuern werden auf nationaler wie internationaler 
Ebene längst eifrig debattiert - und die Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass einige 
dieser Abgaben schon bald Wirklichkeit sind. Denn den Forderungen der SPÖ nach 
stärkerer Besteuerung des Finanzsektors schließen sich inzwischen immer größere 
Teile der ÖVP an. Ob Finanztransaktionssteuer, Börsenumsatzsteuer oder "Tobin 
Tax" - an höheren Abgaben für die Finanzwelt führt wohl kein Weg mehr vorbei. 
 
Autofahrer zur Kasse gebeten? 
Zur Konsolidierung des Budgets könnten die prognostizierten zwei Milliarden Euro, 
die der Finanzsektor beitragen müsste, alleine aber nicht ausreichen. Daher müssen 
sich nun auch Herr und Frau Österreicher auf höhere Belastungen einstellen. Wenig 
Freunde dürfte sich Wirtschaftsminister Reinhold Mitterlehner mit der Forderung nach 
einer höheren Mineralölsteuer geschaffen haben. Eine Anhebung von rund 10 Cent 
pro Liter soll immerhin bis zu einer Milliarde Euro in die Staatskassen spülen. Der 
Autofahrerklub ARBÖ kontert postwendend: Eine Verteuerung des Sprits wäre ein 
"Verlustgeschäft", da sie Tanktouristen aus dem Ausland von weiteren Besuchen 
abhalten würde. 
 
Wirklich zittern müssen Konsumenten indes vor einer Erhöhung der Mehrwertsteuer. 
Die Erhöhung um nur einen Prozentpunkt würde dem Staat bereits rund eine Mrd. 
Euro an Mehreinkünften bringen. Allerdings hat Kanzler Faymann derartige 
Steuererhöhung bisher klar abgelehnt. Kein Wunder, wenn man sich eine Umfrage 
der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik ansieht: Einer höheren 
Mehrwertsteuer können nur zwei Prozent der Österreicher etwas abgewinnen. 
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EU-Erweiterung: 
Ja zum Beitritt Kroatiens und Islands – Nein zum 

Beitritt der Türkei – Geteiltes Meinungsbild zu 
Mazedonien (FYROM) 

 
Hauptaussagen einer österreichweiten Umfrage 

(Tel SWS 192, September 2010, N=1004) 
 

 
 
 

Montag, 8. November 2010 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
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11   SolidaritätEU & INTERNATIONAL928 • November 2010

In Frankreich hat sich wieder 
einmal eine Regierung an ei-
ner Pensionsreform versucht. 
Die wichtigsten Maßnahmen, 
die schrittweise eingeführt wer-
den, sind die Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit, und dass Ar-
beitnehmerInnen künftig frü-
hestens mit 62 Jahren in Rente 
gehen können. Das Pensions-
antrittsalter lag bisher bei 60 
Jahren. Tatsächlich gehen die 
Franzosen mit durchschnitt-
lich 58,7 Jahren in Pension, 
die Französinnen mit 59,5 Jah-
ren – Beamte/Beamtinnen im 
Durchschnitt früher.
Die Reform wurde Ende Okto-
ber beschlossen. Doch diesmal 

Pensionen: In Frankreich künftig erst ab 62 Jahren

Frankreich wehrt sich
Heftige Proteste waren teilweise erfolgreich.

waren die Proteste gegen neue 
Regelungen für RentnerInnen 
so heftig wie noch nie. 

Durchgepeitscht
Der nationalkonservative 
Staatspräsident, Nicolas Sar-
kozy, wollte seine Pläne mit 
möglichst wenig Diskussion 
auch im Parlament durchpeit-
schen. Zudem differenziere 
die Reform zu wenig und setze 
Ungleichbehandlungen speziell 
der Frauen fort, sagten Kriti-
ker. Die Vermögenden würden 
weiterhin geschont, anstatt dass 
sich der Staat mehr Einnahmen 
aus Finanztransaktionen (Bör-
senspekulationen, Fonds etc.) 

verschaffe. Die gewerkschaft-
lich organisierten Proteste – mit 
deutlicher Unterstützung der 
Bevölkerung – und die Gegen-
vorschläge waren nicht ganz er-
folglos: Die Regierung machte 
Zugeständnisse. 

Frauen benachteiligt
Nachteile für Frauen bei der 
Rente sollen abgemildert wer-
den, die wegen der Kinder ihre 
Berufstätigkeit unterbrochen 
haben. Die Änderungen kos-
ten den Staat zusätzlich 3,4 
Milliarden Euro. Doch zur Ge-
genfinanzierung sollen die Ka-
pitalertragssteuern auf Immo-
bilienverkäufe erhöht werden.

Deutschland:

Leiharbeit
Ab 1. Jänner 2011 gilt 
in allen Stahlwerken der 
Grundsatz „Gleiche Arbeit 
– Gleiches Geld“. Dies gilt 
für Angestellte sowie für 
LeiharbeiterInnen. Sollten 
Entleihbetriebe Leiharbei-
terInnen nicht nach der 
Lohn- und Gehaltstabelle 
bezahlen, so muss das Stahl-
werk den LeiharbeiterInnen 
den Schaden ersetzen. Be-
reits bestehende und gleich-
wertige Vereinbarungen in 
Betrieben gelten weiterhin.

EU-Erweiterung:

Umfrage
Kroatien, Island und die 
Türkei haben derzeit den Sta-
tus von Kandidatenländern 
für eine EU-Mitgliedschaft. 
Anfang November wurden 
in Brüssel die Fortschrittsbe-
richte dieser Länder präsen-
tiert. Die Österreichische 
Gesellschaft für Europapo-
litik nahm dies zum Anlass, 
um die Meinung der Öster-
reicherInnen zur Aufnahme 
dieser Länder zu erforschen. 
Bei der Telefonbefragung 
wurde festgestellt: Befragte 
unter 25 Jahren stehen der 
EU-Erweiterung positiver 
gegenüber als ältere Per-
sonen. Genauso stehen diese 
dem Türkei-Beitritt offener 
gegenüber als die ältere Ge-
neration. 68 Prozent der 
Befragten würden Kroatiens 
EU-Beitritt begrüßen. Im 
Ranking der beliebtesten, 
neuen EU-Länder ist Kro-
atien ganz oben. 62 Prozent 
sprachen sich für den EU-
Beitritt des skandinavischen 
Landes Island aus. 

G20-Gipfel: In Südkorea wenig Neues

Viel zu wenig Regeln
Die Weltwirtschaft springt wieder an, beim G20-Gipfel gab es aber wenig Verbindliches.

Hohe Arbeitslosigkeit
In Frankreich stehen den staat-
lichen Pensionszahlungen (65 
Prozent der Sozialausgaben) ei-
ne relativ hohe Arbeitslosigkeit 
und ein chronisches Budgetde-
fizit gegenüber. Die Arbeitslo-
senquote betrug in den letzten 
30 Jahren konstant um die acht 
Prozent und liegt derzeit bei 
zehn Prozent (bei den Jugend-
lichen 23 Prozent). Bei ebenfalls 
acht Prozent liegt 2010 Frank-
reichs Neuverschuldung. Sie 
soll in den kommenden Jahren 
auf die in der EU angepeilten 
drei Prozent gesenkt werden. 
Die französische Regierung will 
das mit Steuererhöhungen und 
einer umfassenden Pensionsre-
form erreichen. 

Sparzwang schmeckt nicht
Wenn jetzt die „Grande nati-
on“ das allgemeine Pensions-
alter auf 62 Jahre anhebt, ist 
das im Vergleich zu anderen 
Ländern immer noch moderat, 
denn Arbeiten bis 67 oder 68 
ist vielfach Realität in Europa 
und Arbeiten bis 70 bereits 
in Diskussion. Dass man den 
Sparzwang allerdings auf die 
Menschen abwälzt, und die 
Vermögenden verschont – das 
hat den französischen Gewerk-
schaften und der Bevölkerung 
wenig geschmeckt, wie die Pro-
teste gezeigt haben.

Heike Hausensteiner

Kolumbien:

Morddrohung
Wer sich in Kolumbien für 
ArbeitnehmerInnen-Rechte 
einsetzt, lebt gefährlich. Ge-
werkschafterInnen, die sich 
für Nestle-MitarbeiterInnen 
einsetzten, haben Morddro-
hungen von Paramilitärs 
erhalten. Das berichtet die 
Nachrichtenagentur SDA. 
Bereits im September wur-
den Flugblätter mit gezielten 
Morddrohungen gegen 
sechs namentlich genannte 
GewerkschafterInnen auf 
den Straßen verteilt. Darin 
wurden diese aufgefordert, 
die Stadt binnen zwei Wo-
chen zu verlassen. Bereits 
vor fünf Jahren wurde der 
Nestle-Mitarbeiter Lucia-
no Romero ermordet. Laut 
Amnesty International (AI) 
sind in den vergangenen 20 
Jahren in dem südameri-
kanischen Land 2.000 Ge-
werkschafterInnen ermor-
det worden.

Die Proteste der französischen Gewerkschaften konnten mildern. 

Die 20 führenden Industrie- und 
Schwellenländer (G20) haben 
sich zu einer besseren Abstim-
mung ihrer nationalen Wirt-
schaftspolitik verpflichtet. „Un-
koordinierte wirtschaftliche 
Aktionen“ seitens der einzelnen 
Länder würden die Situation 
„für alle nur verschlechtern“, 
hieß es in der Abschlusserklä-
rung im südkoreanischen Se-
oul. Man einigte sich außerdem 
darauf, die sogenannten Basel-
III-Regeln umfassend umzuset-
zen. Diese Regeln fordern von 
den Banken größere Kapital-
puffer zum Schutz vor Notsi-
tuationen, das soll die Banken 
für mögliche zukünftige Krisen 
wappnen. In strittigen Punkten 
gab es nur laue Kompromisse, 
die an den Zuständen, die für 
die Krise verantwortlich waren, 
noch wenig ändern werden.

Der Zusammenbruch von sys-
temrelevanten Banken würde 
das gesamte Finanzsystem und 
in Folge die Realwirtschaft ins 
Wanken bringen. Derartige 
Banken zu definieren und für 
sie dann Regeln aufzustellen, 
wäre daher vordringlich gewe-
sen. Diese Festlegung soll es al-
lerdings erst Mitte 2011 geben. 
Welches Regelwerk gelten soll, 
allen voran mehr Eigenkapital, 
soll erst Ende 2011 fixiert wer-
den. Wenn man bedenkt, wie 
schnell in Europa die Sparpa-
kete geschnürt wurden, ist das 
eine ungeheure Schieflage. 

Proteste
In den europäischen Mas-
senmedien war davon zwar 
nichts zu hören und zu lesen, 
allerdings gab es am Rande des 
G20-Gipfels in Seoul allerlei 

kritische Aktionen der südkore-
anischen Zivilgesellschaft. Ein 
Bündnis aus Gewerkschaften, 
Nichtregierungsorganisationen 
und Initiativen organisierte 
am 7. November eine Kundge-
bung, an der 40.000 Menschen 
teilnahmen, an der Sogang-Uni 
fand ein Alternativgipfel statt 
und am 11. November gab es 
Straßenproteste. 

Attac forderte „Globo“
Das globalisierungskritische 
Netzwerk Attac forderte im 
Vorfeld des Gipfels eine Welt-
reservewährung „Globo“. Der 
„Globo“ wäre eine Verrech-
nungseinheit für den Welthan-
del, würde Planungssicherheit 
für wichtige Rohstoffpreise 
bieten und Währungsspeku-
lation weitgehend den Boden 
entziehen. Währungstäusche 

müssten dann weltweit an 
realwirtschaftliche Geschäfte 
(Handel, Direktinvestitionen) 
gekoppelt werden. An die Stel-
le der Weltleitwährung Dollar 
sollte eine künstliche Verrech-
nungseinheit treten, die sich 
aus einem „Korb“ aller wich-
tigen Weltwährungen zusam-
mensetzt. 

US-Dollar ersetzen
Das gegenwärtige Weltwäh-
rungssystem mit dem US-
Dollar als Weltleitwährung ist 
ungerecht, so Attac, und sorgt 
für Instabilität. Nur den USA 
ist es möglich, in der eigenen 
Währung Erdöl und andere 
Rohstoffe zu kaufen, sich auf 
den globalen Kapitalmärkten 
zu verschulden und sich auf 
Kosten der Gläubiger zu ent-
schulden.
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Osterreicher wollen Kroatien in EU - Tiirkei nicht 

Bild: APA (Archiv/epa) 

Kroatien und Island sind den Osterreicherinnen und Osterreichern in der EU willkommen, die 
Tiirkei hingegen nicht. Das geht aus einer am Montag veroffentlichten Umfrage der 
Osterreichischen Gesellschaft fur Europapolitik (QGfE) hervor. Eine EU-Mitgliedschaft der 
Tiirkei stOBt zurzeit mit 69 Prozent auf klare Ablehnung. Nur 17 Prozent wiirden eine solche 
begriiBen. 

68 Prozent der Befragten befiirworteten hingegen einen EU-Beitritt Kroatiens, nur 18 Prozent 
waren dagegen. Bei Island lag die Zustimmung bei 62 Prozent. "Nein" sagten 21 Prozent. 
Laut OGfE wurden 1.004 Personen im September 2010 befragt. Anlass warder Umstand, 
dass am Dienstag in Brussel die diesjahrigen Fortschrittsberichte prasentiert werden, in denen 
jene Lander bewertet werden, die sich urn die Mitgliedschaft in der EU bemuhen. Zurzeit 
haben Kroatien, die Ttirkei, Mazedonien und Island den Status von Kandidatenlandem. 

Besonderes Augenmerk wurde bei der Umfrage darauf gelegt, wie die jtingsten und die 
altesten Befragten dem Thema "EU-Erweiterung" gegenuberstehen. Die Enquete zeigte, dass 
junge Osterreicherinnen und Osterreicher (bis 25 Jahre) der Erweiterung der EU deutlich 
positiver gegenuberstehen als Seniorinnen und Senioren ab 66 Jahre. 

Kroatien steht in Osterreich ganz oben im Ranking der beliebtesten neuen EU-Mitglieder. 
Verglichen mit fruheren OGfE-Umfragen konnte einzig Ungam in der Frage der 
Beitrittsakzeptanz ahnlich hohe Zustimmungswerte erzielen. Auch Island wfude von einer 
Mehrheit der Befragten in der EU willkommen geheiBen. 

Ein ganz anderes Bild ergab sich bei der Turkei: In keiner Befragungsgruppe sprach sich eine 
Mehrheit fiir einen EU-Beitritt aus. Befragte bis 25 Jahre waren dazu aber positiver eingestellt 
als Personen ab 66: So pladierten 23 Prozent der Jtingsten fiir eine tfukische EU
Mitgliedschaft- 54 Prozent sprachen sich dagegen aus. Die tiber 66-Jahrigen sind in dieser 
Frage deutlich skeptischer: Nur 12 Prozent wfuden einen turkischen EU-Beitritt begruBen. 

http://www.nachrichten.at/nachrichtenlchronik/art58,501238 
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EU rügt Türkei, Montenegro wird neuer Beitrittskandidat 

Bild vergrößern  

 

 

 

Dunkle Wolken: Brüssel ist mit Ankara unzufrieden.  Bild: epa 

BRÜSSEL. Die EU will die Erweiterung auf dem Balkan vorantreiben, aber nicht um jeden 
Preis. Die Fehler, die bei der Osterweiterung gemacht wurden, sollen vermieden werden. Und 
die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei liegen praktisch auf Eis. 

Das sind die Kernaussagen des jüngsten Erweiterungsberichts, der gestern in Brüssel 
präsentiert wurde. Während Kroatien kurz vor dem EU-Beitritt steht, sind Albanien, Bosnien 
und Herzegowina, der Kosovo oder Serbien vorerst nur potenzielle Beitrittskandidaten. 

Einzig Montenegro soll den offiziellen Status eines Kandidaten erhalten. EU-
Erweiterungskommissar Stefan Füle betonte aber, dass Beitrittsverhandlungen erst 
aufgenommen würden, wenn es Änderungen in der politisch stark gefärbten Justiz und 
Staatsverwaltung gebe. Auch ein entschiedenerer Kampf gegen die organisierte Kriminalität 
wird angemahnt. Mazedonien wiederum erfüllt die politischen Kriterien für die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen, sobald eine Lösung im Namensstreit mit Griechenland gefunden 
worden ist. 

Kroatien in „Endphase“ 

Österreichs Außenminister Michael Spindelegger hatte sich jüngst im OÖN-Interview 
überzeugt gezeigt, die Beitrittsverhandlungen mit Kroatien im nächsten Jahr abschließen zu 
können. Der Beitritt könnte im Jahr darauf folgen. EU-Erweiterungskommissar Stefan Füle 
bekräftigte gestern, die Verhandlungen seien in der Endphase. Im Bereich der Justiz, der 
Grundrechte und der Korruptionsbekämpfung müssten aber noch Fortschritte erzielt werden. 

Während die Beitrittsverhandlungen mit Island für die Kommission zügig vorangebracht 
werden können, stocken die Gespräche mit der Türkei. Füle mahnte vor allem die 
Normalisierung der Beziehungen zu Zypern ein. Dass aber von bisher 13 eröffneten Kapiteln 
in den Beitrittsverhandlungen seit 2005 erst ein Kapitel abgeschlossen ist, spricht für sich. Die 
Türkei hat nach wie vor eklatante Defizite bei den Grundrechten, beim Minderheitenschutz, in 
der Pressefreiheit oder bei Frauen- und Gewerkschaftsrechten, wie es im Fortschrittsbericht 
heißt. 

Darüber hinaus gibt es große Widerstände in der Bevölkerung – nicht nur in Österreich. Hier 
zeigt eine aktuelle Umfrage der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik, dass 69 
Prozent der Befragten gegen einen EU-Beitritt der Türkei sind. Rund zwei Drittel der 
Bevölkerung befürworten jedoch einen Beitritt von Kroatien oder von Island. 
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Einführung einer „EU-Steuer“ 
 

Hauptaussagen einer österreichweiten Umfrage 
(Tel SWS 192, September 2010, N=1004) 

 
 
 
 

Dienstag, 21. Dezember 2010 
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
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EU-Budget: Die Nettozahler begehren auf 
20.12.2010 | 18:20 |  OLIVER GRIMM UND CLAUDIA DANNHAUSER (Die Presse) 

Fünf Regierungen fordern, den Unionshaushalt ab 2014 einzufrieren. Ein 
Vorgeschmack auf das Ringen um Agrarpolitik, Strukturfonds und eine EU-
Steuer. Höhe des Budget liegt derzeit bei Rund 126 Milliarden Euro. 

Brüssel/Wien. Die Forderung der Regierungen von Großbritannien, Deutschland, 
Frankreich, Finnland und der Niederlande nach einem Einfrieren des EU-Haushalts liefert 
einen Vorgeschmack auf den Verteilungskampf, der Europa im Jahr 2011 bevorsteht. 

„Über die nächste EU-Finanzrahmenperiode sollte der Anstieg der Mittel für Zahlungen 
nicht höher als die Inflationsrate liegen“, heißt es in einem Brief der fünf an José Manuel 
Barroso, den Präsidenten der Europäischen Kommission. Der britische Premierminister 
David Cameron hat diesen Vorstoß initiiert. Er muss sich gegenüber seiner EU-kritischen 
Partei dafür rechtfertigen, der Änderung des Lissabon-Vertrags zur Schaffung eines 
dauerhaften Euro-Rettungsfonds zugestimmt zu haben. Indem er Härte in Sachen EU-
Budget zeigt, hofft er bei der Tory-Parteibasis und bei den Boulevardzeitungen zu 
punkten. 
  

Wieso Faymann sich enthielt 

Die fünf Staaten sind ebenso wie Österreich Nettozahler, bekommen also an Förderungen 
weniger aus dem EU-Haushalt heraus, als sie an Mitgliedsbeiträgen hinein zahlen. 
Bundeskanzler Werner Faymann wurde auch zur Unterzeichnung des Briefs eingeladen, 
enthielt sich aber. Seine Begründung: Der Bezug auf die Inflationsrate sei zu allgemein. 
Es sei nicht klar, ob damit die Teuerung in der Union oder weltweit gemeint sei und ob 
man die gesamte Teuerung heranziehen solle oder nur die Kerninflationsrate ohne 
Lebensmittel und Treibstoffe. 

Die Reaktion der Kommission war betont schmallippig. „Es gibt 22 andere Mitgliedstaaten 
in der EU, die vermutlich auch Positionen mitzuteilen haben“, sagte Barrosos Sprecherin 
Pia Ahrenkilde-Hansen am Montag. „Das ist kein Budget für Brüssel, sondern eines für 
Europa, um Mehrwert für die Mitgliedstaaten zu schaffen.“ 

Hinter den Kulissen steigt in Barrosos Team der Unmut über Cameron. Der Brite starte 
vor jedem Europäischen Rat schlecht vorbereitete Initiativen und schiele nur auf die 
britische Öffentlichkeit, statt sich konstruktiv in die Lösung der europäischen Probleme 
einzubringen, lautet der Tenor der Kritik aus der Kommission. 
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Drei große Schlachtfelder 

Das EU-Budget von derzeit rund 126 Milliarden Euro wird zwar Jahr für Jahr aufs Neue 
von Kommission, Europaparlament und Mitgliedstaaten ausverhandelt. Es wird aber 
durch den sogenannten „mehrjährigen Finanzrahmen“ begrenzt. Er gilt stets für sieben 
Jahre, von 2014 bis 2020 läuft der nächste. Im Juni 2011 wird die Kommission ihren 
Vorschlag präsentieren, schon jetzt sind die drei größten Schlachtfelder abgesteckt. 

Erstens werden sich osteuropäische Staaten wie Rumänien, Polen und Ungarn, aber auch 
große Agrarproduzenten wie Frankreich gegen jede echte Reform der im kommenden 
Jahr rund 56 Milliarden Euro teuren Agrarpolitik wehren – von einer Kürzung der Mittel 
ganz zu schweigen. Selbiges wird zweitens auch für die Regionalpolitik gelten, den mit 
41,7 Milliarden Euro zweitgrößten Brocken. Drittens wird die Kommission eine eigene 
Finanzierungsquelle für die Union vorschlagen, vulgo „EU-Steuer“. Die Österreicher sehen 
das skeptisch. Im September antworteten in einer Umfrage der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik 63 Prozent, sie glaubten nicht, dass so eine Abgabe 
zum Sinken des heimischen EU-Beitrags führen würde. 

("Die Presse", Print-Ausgabe, 21.12.2010) 

Quelle: http://diepresse.com/home/politik/eu/620193/EUBudget_Die-Nettozahler-
begehren-auf 
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EU-Tagesnews 21.12.2010 
ÖGfE-Umfrage: Skepsis, ob „EU-Steuer“ den Netto-Beitrag Österreichs senkt 

Wie die ÖsterreicherInnen zu Frage wie EU-Haushalt oder EU-Steuer stehen, hat die ÖGfE in einer 
österreichweiten Umfrage erhoben, die im September 2010 durchgeführt wurde. Eine „EU-Steuer" 
(wie z. B. auf Finanztransaktionen oder eine Luftverkehrsabgabe) wird nach Ansicht von 63 % der 
Befragten nicht dazu führen, dass der österreichische EU-Beitrag sinken wird - diese Ansicht wird quer 
durch alle Befragungsgruppen von einer Mehrheit vertreten. Nur 21 % meinen, dass die Einführung 
einer „EU-Steuer" zur Verminderung des heimischen EU-Beitrages führen wird. 15 % geben zu dieser 
Frage keine Antwort. Jüngere Befragte (bis 25 Jahre) sind eher der Meinung, dass die Einführung 
einer „EU-Steuer" den österreichischen Nettobeitrag verringern würde. Zurzeit wird der größte Anteil 
des EU-Haushalts für die Landwirtschaft und die Förderung von strukturschwachen Regionen 
verwendet. Fragt man die Österreicher/-innen, ob sie diese Aufteilung für zeitgemäß halten, so ergibt 
sich ein geteiltes Meinungsbild („zeitgemäß": 45 % / „nicht zeitgemäß": 46 %).  

=>  oegfe 
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29. November 2010 
 
 
 
Chronik | 01.Bezirk Gmünd 
Warum – Wieso - Weshalb EU? 
Diskussion in der LBS-Schrems  
 
 

         
 
Bezirk Gmünd: Am 25.11.10 konnte Direktorin Dipl.-Päd. Gertrude Marek in der 
Landesberufsschule Schrems Experten zum Thema „Europäische Union“ begrüßen. Die 
EU-Experten diskutierten vor Ort mit Schülerinnen und Schülern der LBS Schrems.  
Im Rahmen der Wanderausstellung „Die EU und DU – Eine Erfolgsgeschichte mit Zukunft“ 
wurde eine Diskussionsveranstaltung organisiert, an der etwa 140 Berufsschülerinnen 
und –Schüler teilnahmen.  
 
Das Ziel der Wanderausstellung ist, gerade jungen Menschen aufzuzeigen, wer oder was 
die EU eigentlich ist, wozu wir sie brauchen und welche Chancen die Union speziell für 
Jugendliche parat hält.  
 
Die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) hat gemeinsam mit dem 
Außenministerium (BMeiA) und der Vertretung der Europäischen Kommission in 
Österreich diese Ausstellung auf die Beine gestellt, welche durch ganz Österreich tourt 
und bevorzugt an Schulen Station macht.  
 
Um aber den Schülerinnen und Schülern das Thema darüber hinaus noch näher zu 
bringen, stellten sich Dr. Wolfgang Wolte (Botschafter i.R., ÖGfE), Dr. Wolfgang 
Renezeder (BMeiA) und Thomas Stiegmaier (ÖGfE) der Diskussion vor Ort und 
beantworteten die Fragen der Jugendlichen.  
 
Von den großen und allgemeinen Fragen der Europäischen Union (Erweiterung, Ziele und 
Grenzen der Union) bis hin zu Detailfragen der Praxis (Möglichkeit von abschreckenden 
Bildern auf Zigarettenpackungen) wurde ein sehr breites Spektrum an Themen 
behandelt.  
 
Und so ging nach zwei Stunden intensiver und auch kritischer Beschäftigung mit der 
Europäischen Union eine sehr informative Veranstaltung zu Ende, bei der sich nicht 
zuletzt die engagierten und gut vorbereiteten Schülerinnen und Schüler von ihrer besten 
Seite zeigten und aber sicherlich auch viel Diskussionsstoff nach Hause mitnehmen 
konnten.  
 
Informationen: Thomas Stiegmaier, ÖGfE, www.oegfe.at , Fotos: Landesberufsschule 
Schrems, www.lbsschrems.at/  
 
Quelle: http://www.waldviertelnews.at/detail.asp?showid=11240  
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